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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß „der 
wesentliche Unterschied zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands, der heute noch besteht, im 
Verlaufe zwischen fünf und zehn Jahren abge- 
baut werden kann" (so z. B. Professor Dr. Helmut 
Schlesinger im ZDF-Blickpunkt vom 30. Juni 
1991)? 


Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer 
vom 24. Juli 1991 


Die Bundesregierung stimmt mit der Einschätzung Professor Dr. Helmut 
Schlesingers überein, daß der wesentliche Unterschied zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands im Verlauf von fünf bis zehn Jahren abgebaut 
werden kann. Entscheidende Fortschritte bei der Angleichung der 
Lebe ns Verhältnisse in ganz Deutschland sind auch schon in vier bis fünf 
Jahren möglich, wenn keine un vorhersehbaren Störungen eintreten und 
gesamtwirtschaftliche Fehlentwicklungen vermieden werden. 


Teilt die Bundesregierung noch die von Bundes- 
kanzler Kohl im November 1990 geäußerte Auf- 
fassung zur Entwicklung in den neuen Bundes- 
ländern: „Wir werden vermutlich in einem Jahr 
die Talsohle durchschritten haben. In vier, fünf 
Jahren wird es dort blühende Landschaften 
geben." (DIE WELT vom 28. November 1990), 
oder liegen der Bundesregierung inzwischen 
andere Erkenntnisse vor? 

Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer 
vom 24. Juli 1991 

Jüngste Analysen unabhängiger Wirtschaftsforschungsinstitute bestäti- 
gen die Voraussage des Bundeskanzlers von Ende 1990, daß in den neuen 
Bundesländern vermutlich in einem Jahr die Talsohle durchschritten sein 
wird. So stützen z. B. das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
- Berlin (DIW) und das Kieler Institut für Weltwirtschaft ihre gemeinsame 
Projektion für 1991 auf die „Einschätzung, daß die gesamtwirtschaftliche 
Produktion im Sommerhalbjahr ihren Tiefpunkt durchschreitet". Die 
Deutsche Bundesbank legt sich in ihrem letzten Monatsbericht (Juli 1991) 
zwar noch nicht auf einen genauen Zeitpunkt fest, aber auch sie erkennt 
„Licht am Ende des Tunnels" . 

Gerade in jüngster Zeit verdichten sich die Anzeichen dafür, daß in wich- 
tigen Wirtschaftsbereichen wie im Bau, im Handwerk, im mittelständi- 
schen Gewerbe und im privaten Dienstleistungsbereich die Aufwärtsent- 
wicklung begonnen hat. 

Wenn keine gravierenden, unvorhersehbaren Störungen eintreten, kann 
in vier, fünf Jahren ein wesentlicher Fortschritte auf dem Weg zu gleichen 
Lebensverhältnissen in ganz Deutschland erreicht sein. In vielen Berei- 
chen wird der Modernisierungsschub dann deutlich erkennbar sein. In 
diesem Sinne spricht der Bundeskanzler davon, daß es dann „blühende 
Landschaften" in den neuen Bundesländern geben wird. 


2. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 

Dr. Walter Franz 
Altherr 

(CDU/CSU) 


Wie weit ist der juristische Weg zur Aufkündi- 
gung des Zusatzabkommens zum NATO-Trup- 
penstatut gediehen, und wann ist mit einem Ende 
der Wirksamkeit des Zusatzabkommens in der 
Bundesrepublik Deutschland zu rechnen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 16. September 1991 


Auf Antrag der Bundesregierung sind am 5. und 6. September 1991 
Verhandlungen mit den Vertragspartnern des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut aufgenommen worden. Gegenstand dieser Ver- 
handlungen ist eine Überprüfung des Abkommens mit dem Ziel der 
Anpassung an die aktuellen politischen und strategischen Rahmenbedin- 
gungen. 

Eine Kündigung des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut wäre 
nach Artikel 81 des Zusatzabkommens nur über eine Kündigung des für 
alle Bündnispartner gleichermaßen geltenden NATO-Truppenstatuts 
möglich. Dies steht nicht zur Debatte. 


4. Abgeordneter 

Hans 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Residenz des Botschafters der 
Bundesrepublik Deutschland in Paris, das Palais 
Beauhamais, seit Monaten nicht mehr für kunst- 
historisch interessierte touristische Besucher im 
Rahmen von monatlichen Führungen geöffnet 
wird? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 11. September 1991 


Es trifft zu, daß die früher üblichen Führungen für kunsthistorisch interes- 
sierte Besucher durch das Palais Beauharnais, die Residenz des deutschen 
Botschafters in Paris, kurz nach Dienstantritt des derzeitigen Postenin- 
habers im Frühjahr 1991 eingestellt worden sind. 


5. Abgeordneter 

Hans 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Schließung des Palais 
Beauharnais für touristische Besucher auf eine 
Anordnung der Gattin des Botschafters, Frau 
Heinke Sudhoff, zurückzuführen ist, die als 
Begründung angeführt haben soll, sie wolle keine 
„fremden Leute" mehr in ihrem Haus sehen? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 11. September 1991 

Es trifft nicht zu, daß die Einstellung der Führungen auf eine „Anordnung" 
der Gattin des Botschafters zurückzuführen ist. Vielmehr hat die Botschaft 
nach der Veröffentlichung einer RAF-Todesliste im „Spiegel", in der 
Botschafter Dr. Sudhoff aufgeführt war, die Einstellung der Führungen 
zunächst vorläufig verfügt. Die eingeschalteten Sicherheitsfachstellen 
haben später empfohlen, die Einstellung der Führungen beizubehalten. 
Diesem Votum hat sich das Auswärtige Amt angeschlossen. 


6. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß 
die - im Blick auf den deutsch-französischen Ver- 
trag - wichtige Position des Koordinators für die 
deutsch-französische Zusammenarbeit seit dem 
Ausscheiden von Dr. Rainer Barzel am 31. De- 
zember 1990 vakant ist, und wann ist mit der 
Neubesetzung - und durch wen - zu rechnen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 13. September 1991 

Die Bedeutung, die die Bundesregierung der Position des deutsch- 
französischen Koordinators beimißt, wird deutlichen Ausdruck finden in 
der Wahl der Persönlichkeit des künftigen Koordinators, den der Bundes- 
kanzler auf Vorschlag des Bundesministers des Auswärtigen ernennen 
wird. Ich bitte um Verständnis, daß ich zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
keine weiteren Angaben machen kann. 


7. Abgeordneter 

Dirk 

Hansen 

(FDP) 


Wie erfolgreich sind die im April 1991 zugesagten 
Bemühungen der Bundesregierung, entspre- 
chend Artikel 16 Abs. 2 des Deutsch-Sowjeti- 
schen Partnerschaftsvertrages Kunst- und Kultur- 
schätze aus sowjetischen Archiven und Magazi- 
nen zurückzuführen, die mit Ende des Zweiten 
Weltkrieges durch eine „Trophäen-Kommission" 
der sowjetischen Regierung deutschen Bestän- 
den abhanden gekommen sind? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 13. September 1991 

Der Vertrag über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken ist am 5. Juli 1991 in Kraft getreten. Die Bundes- 
regierung hat unverzüglich nach Inkrafttreten die erforderlichen Schritte 
zur Durchführung des Artikels 16 Abs. 2 eingeleitet. Zu diesem Zweck hat 
sie eine Kommission gebildet, in der neben dem Auswärtigen Amt der 
Bundesminister des Innern und die Ständige Konferenz der Kultusminister 
der Länder vertreten sind. 

Weiterhin hat der Bundesminister des Innern in Berlin eine Dokumenta- 
tionsstelle zur Rückführung kriegsbedingt verlagerten Kulturgutes errich- 
tet. Ihre Aufgabe ist die Erfassung der Kulturgüter, die im Zusammenhang 
mit dem Zweiten Weltkrieg verschollen sind oder aus einem der beiden 
Vertragsländer unrechtmäßig verbracht wurden und von denen vermutet 
werden kann, daß sie sich in einem der beiden Vertragsländer befinden. 
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Schließlich hat die Bundesregierung der sowjetischen Regierung die 
Aufnahme von Gesprächen zur Durchführung des Artikels 16 Abs. 2 
vorgeschlagen. Eine Antwort ist bisher noch nicht erfolgt. 


8. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Verstößt - trotz des erklärenden Briefes des Bun- 
desministers des Auswärtigen, Hans-Dietrich 
Genscher, (Ziffer 5) zum Vertrag - Artikel 20 
Abs. 1 Satz 1 des deutsch-polnischen Nachbar- 
schaftsvertrages vom 17. Juni 1991 gegen Arti- 
kel 16 Abs. 1 des Grundgesetzes, in dem er die 
Angehörigen der deutschen Minderheit als „Per- 
sonen polnischer Staatsangehörigkeit, die deut- 
scher Abstammung sind ..." bezeichnet und 
damit von deutscher Seite die vielfach deutschen 
Staatsangehörigen völkerrechtswidrig oktroyierte 
polnische Staatsangehörigkeit (vergleiche Bun- 
desverfassungsgerichtsentscheidung vom 7. Juli 
1975 in E 40, 162) in einem völkerrechtlichen Ver- 
trag zumindest hingenommen wird? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 16. September 1991 

Die Regelungen des Nachbarschaftsvertrages, die die Rechte der Ange- 
hörigen der deutschen Minderheiten in Polen und der Bürger polnischer 
Abstammung in Deutschland behandeln, knüpfen zwar, wie das bei 
Minderheitsregelungen völkerrechtlich üblich ist, zur Abgrenzug des 
begünstigten Personenkreises an den staatsangehörigkeitsrechtlichen 
Status im Aufenthaltsstaat an, befassen sich aber nicht mit Fragen der 
Staatsangehörigkeit. Dies bestätigt ausdrückhch Ziffer 5 des Schreibens 
von Bundesminister Hans-Dietrich Genscher vom 17. Juni 1991 an seinen 
polnischen Amtskollegen. 


9. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, daß 
Verhaltenspflichten für deutsche Staatsangehö- 
rige in den Oder-Neiße-Gebieten, die in Arti- 
kel 22 Abs. 2 des deutsch-polnischen Nachbar- 
schafts Vertrages vom 17. Juni 1991 vereinbart 
sind, nicht die auslandsbezogenen Grundrechte 
(z. B. Eigentum Artikel 14 GG, Recht auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit Artikel 2 Abs. 1 in 
Verbindung mit Artikel 25 des Grundgesetzes, 
Rechte aus der deutschen Staatsangehörigkeit) 
verletzen, zumal, „die Grundrechte die öffentliche 
Gewalt auch binden, soweit Wirkungen ihrer 
Betätigung im Ausland ein treten" (so ständige 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerich- 
tes, zuletzt E 57 , 23) ? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 16. September 1991 

Die in Artikel 22 des Nachbarschaftsvertrages angesprochene Pflicht der 
Angehörigen von Minderheiten, sich wie alle Staatsangehörigen gegen- 
über dem Staat, in dem sie leben, loyal zu verhalten, indem sie sich nach 
den Verpflichtungen richten, die sich aufgrund der Gesetze dieses Staates 
ergeben, ist eine Selbstverständhchkeit. 
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Hierin liegt keine Einschränkung der vertraglich vereinbarten Minder- 
heitenrechte, 

Die in der Frage angesprochenen Grundrechte beschränken sich auf den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und erstrecken sich damit nicht auf 
andere Territorien. Die Vertragsparteien haben sich aber in Artikel 1 
Abs. 2 des Vertrages zur Schaffung eines Europa verpflichtet, in dem die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten geachtet werden. 


10. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung den in der 
UNO -Resolution 3236 vom 22. November 1974 
den Palästinensern ausdrücklich im Rahmen des 
Selbstbestimmungsrechts zugebilligten An- 
spruch („unveräußerlichen Rechts") auf Rück- 
kehr zu ihren Heimatstätten und ihrem Grundbe- 
sitz auch für die aus Ostdeutschland Vertriebe- 
nen einzufordern? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 16. September 1991 


Die Bundesrepublik Deutschland hat sich zusammen mit ihren Partnern in 
der Europäischen Gemeinschaft bei der Abstimmung über die Resolution 
Nr. 3236 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 
22. November 1974 der Stimme enthalten. 

Im übrigen besteht zwischen dieser Resolution und der Vertreibung von 
Deutschen aus den Gebieten östlich von Oder und Neiße kein Zusammen- 
hang. 

Wie Ihnen bekannt ist, hat die Bundesregierung die Vertreibung der Deut- 
schen immer verurteilt und die entschädigungslose Einziehung des deut- 
schen Vermögens nie gebillgt. Beim Abschluß des Warschauer Vertrages 
hat die Bundesrepublik Deutschland unterstrichen, daß sie dadurch nicht 
die Vertreibung der deutschen Bevölkerung und die damit verbundenen 
Maßnahmen als rechtmäßig anerkenne. Auch bei den Verhandlungen mit 
Polen über den am 17. Juni 1991 geschlossenen Vertrag über gute Nach- 
barschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit hat die Bundes- 
regierung ihre Rechtsauffassung erneut dargelegt. In Ziffer 5 des ergän- 
zenden Briefwechsels, der in Verbindung mit dem Vertrag ebenfalls am 
17. Juni 1991 unterzeichnet wurde, stellen beide Seiten übereinstimmend 
klar, daß sich der Vertrag nicht mit Vermögensfragen befaßt. 

In Ziffer 2 dieses Briefwechsels erklärt die Regierung der Rebublik Polen, 
daß die Perspektive eines Beitritts Polens zur Europäischen Gemeinschaft 
zunehmend Möghchkeiten schaffen wird, auch deutschen Bürgern eine 
Niederlassung in Polen zu erleichtern. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß im Zuge der Heranführung Polens an die Gemeinschaft auch in 
zunehmendem Maße Möglichkeiten der Niederlassung für deutsche 
Bürger in Polen geschaffen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter 
Klaus 
Kirschner 
(SPD) 


Wie lange dauern nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung gegenwärtig durchschnitthch 
die Asylverfahren in den einzelnen Bundes- 
ländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 9. September 1991 

Die Dauer der Asylverfahren beim Bundesamt für die Anerkennung aus- 
ländischer Flüchtlinge beträgt derzeit im Durchschnitt zehn Monate. Im 
sog. beschleunigten Verfahren (§12 Abs. 1 und 3 AsylVfG) beträgt die 
durchschnittliche Verfahrensdauer z. Z. bis zu acht Wochen. Etwa 25 v. H. 
bis 30 V. H. der Verwaltungs verfahren werden im sog. beschleunigten 
Verfahren erledigt. 

Eine Differenzierung nach Bundesländern ist nicht möglich, da hierüber 
Aufzeichnungen nicht geführt werden. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, wie lange 
die unterschiedlichen Verwaltungsgerichtsverfahren in Asylsachen in 
den einzelnen Instanzen, auf geschlüsselt nach Bundesländern, derzeit 
dauern. Die Justizstatistik der Länder, die u. a. auch Angaben über die 
durchschnitthche Verfahrensdauer enthält, wird für das Jahr 1990 erst 
gegen Ende des Jahres 1991 vorliegen. Zu gegebener Zeit werde ich Ihnen 
diese Statistik unaufgefordert zuleiten. 


12. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche zusätzlichen Schritte hat die Bundes- 
regierung - sowie nach ihrer Kenntnis: Regierun- 
gen befreundeter Staaten - bereits unternommen 
bzw. wird sie unternehmen, um nach der schon 
erfolgten oder weiter absehbaren Auflösung, 
Lähmung oder Reform östlicher Nachrichten- 
dienste unter der Verantwortung von nunmehr 
kooperativeren Regierungen z. B. Unterlagen, 
Ausrüstung etc. dieser Dienste oder aber sonstige 
Erkenntnisse über deren Infrastruktur zu erlan- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 10. September 1991 

Die Sammlung von Erkenntnissen über die Entwicklung der von Ihnen 
genannten Nachrichtendienste war und ist nach wie vor eine der wesent- 
hchen Aufgaben der Nachrichtendienste sowohl der Bundesrepublik 
Deutschland als auch der befreundeten Staaten. Darüber, auf welche 
Weise diese Erkenntnisse im einzelnen von unseren Diensten gewonnen 
werden, kann die Bundesregierung nur in den dafür zuständigen parla- 
mentarischen Gremien berichten. 
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13. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele ehemahge - offizielle, inoffizielle, 
unbekannte, gesellschaftliche o. ä. - Mitarbeiter/ 
innen des MfS/AfNS sind bis heute als fest ange- 
stellte oder als freie Mitarbeiter/innen für welche 
deutschen Sicherheitsbehörden tätig geworden 
bzw. sind noch immer tätig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 10. September 1991 

Vorauszuschicken ist, daß die Bundesregierung die Anfrage beantwortet, 
soweit sie die Sicherheitsbehörden des Bundes betrifft. Wie in der Antwort 
- Drucksache 11/7371 - der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Häfner, Frau Heusei und der Fraktion DIE GRÜNEN 
bereits mitgeteilt, ist bei den Diensten des Bundes aus dem genannten Per- 
sonenkreis niemand eingestellt worden (dort insbesondere Antwort der 
Bundesregierung auf Frage 4). 

Beim Bundesgrenzschutz- Ost werden derzeit noch rd. 950 ehemahge 
hauptamtliche Bedienstete des früheren MfS (PKE, POS, Wachregiment 
Fehx D scher schinski), beim Bundeskriminalamt noch 49 ehemahge POS- 
Angehörige in einem jederzeit kündbaren Angestellten- bzw. Arbeitsver- 
hältnis beschäftigt. 

Ob sich unter den derzeit Beschäftigten noch inoffizielle Mitarbeiter des 
ehemaligen MfS/AfNS befinden, ist nicht bekannt. Insoweit bleibt das 
Ergebnis der Auskünfte des Sonderbeauftragten der Bundesregierung für 
die personenbezogenen Unterlagen des ehemahgen Staatssicherheits- 
dienstes abzuw arten. 

Auf die hierzu abgegebene Presseerklärung vom 9. Juli d. J. wird hinge- 
wiesen. 


14. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche polizeihchen Informationssammlungen 
hat das Bundeskriminalamt anläßlich des Golf- 
kriegs nach welchen Kriterien durch EDV-ge- 
stützte Rasterfahndung oder auf sonstige Weise 
mit dem Informationsbestand des Ausländerzen- 
tralregisters abgeghchen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 10. September 1991 

Anläßlich der durch den Golfkrieg ausgelösten Bedrohungslage erschien 
es für die Aufgabenerfüllung der Landeskriminalämter erforderlich, zur 
Verhütung schwerer Straftaten potentielle Gefährder zu ermitteln. In 
diesem Zusammenhang ging es darum, zu den der Pohzei bekannten und 
in der Arbeitsdatei PIOS Innere Sicherheit (APIS) erfaßten Personen aus 
bestimmten nahösthchen und nordafrikanischen Ländern wegen der von 
diesen möghcherweise ausgehenden Gefahren die aktuell im Ausländer- 
zentralregister (AZR) zu diesen Personen verfügbaren Erkenntnisse hin- 
zuzufügen. Die Polizeien des Bundes und der Länder hätten diese 
Erkenntnisse ohne weiteres durch On-line- Einzelabfragen beim AZR 
gewinnen können. Wegen der Eilbedürftigkeit und aus arbeitsökonomi- 
schen Gründen wurde anstelle der Einzelabfragen ein Bandabgleich 
durchgeführt. Dies ist nach Auffassung des BMI schon deswegen nicht als 
Rasterfahndung zu werten, weil die Personen, zu denen Daten aus dem 
AZR erfragt wurden, bereits namentlich bekannt waren. 
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15. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele der in den jeweiligen Beständen erfaß- 
ten Personen wurden in diesen Ab gleich einbe- 
zogen, und gegen wie viele Personen wurden 
danach aufgrund verwertbar erscheinender 
Erkenntnisse weitere polizeiliche Maßnahmen 
ergriffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 10. September 1991 


In diesem Rahmen wurden 2375 Datensätze (zuzüglich Datensätze von 
Personen mit gleichem Namen und phonetischen Übereinstimmungen) 
mit 210455 Datensätzen des AZR verglichen. Die Trefferfälle (Zusammen- 
treffen von Speicherung in APIS und AZR) wurden den jeweiligen Landes- 
kriminalämtern mitgeteilt. Dabei wurden diese darauf hingewiesen, daß 
das Vorliegen eines Trefferfalles allein nicht ohne weiteres geeignet sei, 
polizeiliche Maßnahmen einzuleiten. Vor einer Entscheidung über 
etwaige präventiv-polizeiliche Maßnahmen müsse eine Einzelfallbewer- 
tung erfolgen. Es verbiete sich von daher, die Listen an nicht auf APIS 
zugriffsberechtigte Polizeidienststellen weiterzuleiten. 

Eine Rückmeldung der Länder darüber, ob überhaupt bzw. gegen wie 
viele Personen danach aufgrund verwertbar erscheinender Erkenntnisse 
weitere polizeiliche Maßnahmen ergriffen wurden, liegt nicht vor. 


16. Abgeordneter 
Uwe 

Lambinus 

(SPD) 


Auf welche Umstände führt die Bundesregierung 
die kontinuierlich sinkende Aufklärungsquote 
bei Gewaltverbrechen (1984 = 74,4% j 1985 = 
74,1%; 1986 = 73,6%; 1987 = 73,4%; 1988 = 
72,8%; 1989 = 71,4%; 1990 = 69,9%) zurück, 
und was wird sie tun, um dieser Entwicklung 
entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 17. September 1991 


Der Begriff der Gewaltkriminalität, den die polizeiliche Kriminalstatistik 
anstelle des vom Fragesteller gebrauchten Begriffs des Gewaltverbre- 
chens verwendet, umfaßt Mord, Totschlag, Tötung auf Verlangen, Kindes- 
tötung, Vergewaltigung, Raub, räuberische Erpressung, räuberischen 
Angriff auf Kraftfahrer, Körperverletzung mit tödlichem Ausgang, gefähr- 
liche und schwere Körperverletzung, Vergiftung, erpresserischen 
Menschenraub, Geiselnahme und Angriffe auf den Luftverkehr, also sehr 
verschiedenartige und auch in ihrer Häufigkeit sehr unterschiedliche 
Straftaten. Wegen dieser Unterschiedlichkeit muß jeder Versuch einer 
Erklärung von Veränderungen der Aufklärungsquote bei einzelnen unter 
den Begriff Gewaltkriminalität subsumierten Deliktsarten ansetzen. Ein 
Vergleich der Aufklärungsquoten bei den genannten Delikten in den 
Jahren 1985 und 1990 ergibt ein differenziertes Bild: 
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■ 

1985 

1990 

Mord 

91,9 

90,3 

Totschlag und Tötung auf Verlangen 

97,4 

96,8 

Kindestötung 

61,1 

65,6 

Vergewaltigung 

70,6 

70,3 

Raub, räuberische Erpressung und 
räuberischer Angriff auf Kraftfahrer 

50,0 

43,7 

Körperverletzung mit tödlichem Ausgang 

92,7 

93,1 

Gefährliche und schwere KV, Vergiftung 

84,6 

82,6 

Erpresserischer Menschenraub 

71,0 

76,0 

Geiselnahme 

91,5 

83,8 

Angriff auf den Luftverkehr 

100,0 

50,0 


In dem Fünfjahreszeitraum ist danach die Aufklärungsquote bei einigen 
Straftaten gefallen, bei anderen gestiegen. Manche absoluten Zahlen der 
registrierten Deliktsarten sind so niedrig, daß auch eine große Schwan- 
kungsbreite der Aufklärungsquote keine Rückschlüsse zuläßt (z. B. 
wurden 1990 registriert: 32 Kindestötungen, 50 Fälle des erpresserischen 
Menschenraubs, 62 Geiselnahmen, vier Angriffe auf den Luftverkehr). 

Geprägt wird die Entwicklung der Aufklärungsquote der gesamten 
Gewaltkriminalität von den Aufklärungsquoten der Deliktsgruppen Raub, 
räuberische Erpressung und räuberischer Angriff auf Kraftfahrer sowie 
gefährhche/schwere Körperverletzung und Vergiftung. Zu der zuerst 
genannten Straftatengruppe zählen 32% aller unter dem Begriff der 
Gewaltkriminalität zusammengefaßten Deliktsarten, zur zuletzt genann- 
ten 61 %. Bei beiden Deliktsarten hat sich die Aufklärungsquote in dem 
vom Fragesteller bezeichneten Zeitraum verringert: 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Raub, räuberische 
Erpressung und 
räuberischer An- 
griff auf Kraftfahrer 

49,9 

50,0 

48,4 

47,5 

46,4 

43,8 

43,7 

Gefährliche/ 
schwere Körper- 
verletzung, 
Vergiftung 

84,6 

84,6 

84,2 

84,1 

84,1 

83,5 

82,6 


Warum die Aufklärungsquote bei beiden Straftatengruppen tendenziell 
gefallen ist, ist den von der IMK herausgegebenen Erläuterungen zur Poli- 
zeilichen Kriminalstatistik nicht zu entnehmen. 

Bei Raubstraftaten dürfte entsprechend dem Anstieg der Drogensüchti- 
gen der Anteil indirekter Beschaffungstaten zugenommen haben. Sie sind 
schon deshalb besonders schwer aufzuklären, weil sie zumeist im groß- 
städtischen Milieu verübt werden, das dem Täter mehr Anonymität und 
mehr V erste ckmöglichkeiten bietet. 

Der Rückgang der Aufklärungsquote bei gefährlichen/schweren Körper- 
verletzungen könnte mit dem Anstieg des Anteils der Körperverletzungen 
Zusammenhängen, die von gewalttätigen Gruppen Jugendlicher began- 
gen werden. Auch hier erschweren Großstadtmilieu und Anonymität die 
Ermittlungen. 
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Ein weiterer Grund für den Rückgang der Aufklärungsquote bei den 
genannten Deliktsarten ist in der Überlastung der Pohzei zu suchen. Diese 
Überlastung führt dazu, daß zur Aufklärung vieler Straftaten weniger Zeit 
zur Verfügung steht, insbesondere wenn es sich um schwerer aufklärbare 
Delikte handelte, denen nicht auch die höchste Ermittlungspriorität 
zukommt. 

Eine Verbesserung der Aufklärungsquote ließe sich u. a. durch mehr poli- 
zeiliche Kapazität, die Verringerung des Zeitabstandes zwischen Tat- 
begehung und Eintreffen der Polizei am Tatort und intensive Fahndung 
erreichen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß für die Kriminali- 
tätsbekämpfung in erster Linie die Bundesländer zuständig sind. Soweit 
der Bund in diesem Bereich Zuständigkeiten besitzt, bekämpft er die 
Kriminalität mit allen ihm zur Verfügung stehenden präventiven und 
repressiven Mitteln, In den Bund/Länder-Gremien, die sich mit dieser 
Problematik befassen, arbeitet die Bundesregierung intensiv mit. Dabei 
läßt sie sich insbesondere von dem Gedanken leiten, daß Kriminalität zu 
verhindern eine hohe Priorität besitzt. 


17. Abgeordneter 
Heinrich 
Lummer 

(CDU/CSU) 


Ist es möghch, Ausländern das zugesprochene 
Asylrecht zu entziehen, wenn sich die Verhält- 
nisse im Herkunftsland so geändert haben, daß 
man von einem „Safe Country" sprechen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 16. September 1991 

Gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Asylverfahrensgesetz ist die Anerkennung 
als Asylberechtigter zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für sie 
nicht mehr vorliegen. 

Die Anerkennung als Asylberechtigter ist insbesondere dann zu wider- 
rufen, wenn sich die Umstände im Herkunftsland derart geändert haben, 
daß nach einer in die Zukunft gerichteten Prognose der Asylberechtigte 
vor erneuter Verfolgung hinreichend sicher sein kann (BVerfGE 54, 341). 


18. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wo sieht die Bundesregierung beim Vergleich 
der sozialen Leistungen für Asylbewerber inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaft die Stellung 
der Bundesrepublik Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 16. September 1991 

Der Bundesregierung liegen hierzu eine Aufzeichnung des Wissenschaft- 
hchen Dienstes der Verwaltung des Deutschen Bundestages und ein 
Dokument der Ad-hoc-Gruppe Einwanderung der EG-Einwanderungs- 
minister von Anfang Juli 1991 vor. Beide Dokumente lassen erkennen, daß 
die sozialen Leistungen der Staaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Asylbewerber durchaus unterschiedhch sind; die Dokumente erlauben 
allerdings nicht im einzelnen eine genaue Aussage. 

Ich bin gerne bereit, Ihnen diese Unterlagen zur Einsicht zur Verfügung zu 
stellen, um Ihnen ein eigenes Urteil zu ermöglichen. 
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19. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Abwicklungsvereinbarung 
für die soziale Zonenrandförderung mit dem Frei- 
staat Bayern, und in welchen Jahresraten werden 
die eingegangenen Zusagen nach dem derzeiti- 
gen Vorschlag der Bundesregierung abgewickelt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 9. September 1991 

Gemäß Bundeshaushaltsplan 1991 mit anschließender Finanzplanung bis 
1994 werden für die bis 1994 auslaufende kulturelle und soziale Zonen- 
randförderung insgesamt 270 Mio. DM zur Verfügung stehen. Dieser 
Gesamtplafonds wird sich auf die Jahre 1991 bis 1994 wie folgt aufteilen: 


1991 

120 Mio. DM, davon Bayern rd. 

37 Mio. DM 

1992 

100 Mio. DM, davon Bayern rd. 

31 Mio. DM 

1993 

30 Mio. DM, davon Bayern rd. 

10 Mio. DM 

1994 

20 Mio. DM, davon Bayern rd. 

7 Mio. DM. 


Die 1991 auf das Land Bayern entfallende Quote verteilt sich wie folgt: 

- Kulturelle Maßnahmen, 

Schulen, Kindergärten 12 119000 DM 

- Soziale Maßnahmen, 

einschl. Sporteinrichtungen 25 237 000 DM. 

Die Aufteilung der Plafonds der Jahre 1992 bis 1994 auf die Bereiche 
Kultur und Soziales ist noch nicht erfolgt. Sie wird für 1992 Ende dieses 
Jahres vorgenommen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


20. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf angesichts der Tatsache, daß 
das Landwirtschaftsanpassungsgesetz (vom 
29. Juni 1990 in der Neufassung vom 3, Juli 1991 
~ BGBl. 1991 Teil I S. 1418) für Teilung und 
Zusammenschluß sowie die Umwandlung durch 
Formwechsel von landwirtschaftlichen Produk- 
tionsgenossenschaften durchgängig die Schrift- 
form genügen läßt, um im Wege der Gesamt- 
rechtsnachfolge auch den Eigentumsübergang 
an Grundstücken materiell-rechthch zu bewir- 
ken, während die Eintragung der neuen Grund- 
stückseigentümer im Wege der Grundbuchbe- 
richtigung formellrechtlich daran scheitert, daß 
§ 29 Grundbuchordnung (vgl. Anlage I Kapitel III 
Sachgebiet B Abschnitt III Nr. 1 zu Artikel 8 und 
11 des Einigungs Vertrages vom 31. August 1990 - 
BGBl. II 1990 S. 885 ff.) für den Nachweis der 
Erwerbsvorgänge öffentliche oder öffentlich 
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beglaubigte Urkunden erfordert, bzw. welche 
Urkunden sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung erforderlich und ausreichend, um in den 
genannten Fällen des Landwirtschaftsanpassungs- 
gesetzes dem Grundbuchamt die Gesamt- 
rechtsnachfolge auf die neuen Grundstücks- 
eigentümer nachzuweisen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. September 1991 


Die Teilung einer LPG, der Zusammenschluß mehrerer LPGs oder die 
formwechselnde Umwandlung einer LPG nach dem Landwirtschafts- 
anpassungsgesetz wird mit ihrer Eintragung in das Register wirksam. Die 
Eintragung in das Register bewirkt bei der Teilung einer LPG und bei dem 
Zusammenschluß von LPGs den Übergang des Vermögens von der 
früheren auf die neu entstandenen Einheiten. Der Vermögensübergang 
erfolgt kraft Gesetzes und erfordert keinen besonderen Übertragungsakt. 
Bei der lediglich formwechselnden Umwandlung spielt diese Frage keine 
Rolle, weil hier keine Vermögensgegenstände bewegt werden. 

Gehört zu dem übergegangenen Vermögen oder dem Vermögen der 
formwechselnd umgewandelten LPG ein Grundstück, so wird das Grund- 
buch durch den Vermögensübergang bzw. den Formwechsel unrichtig. 
Die Berichtigung des Grundbuchs erfolgt auf Antrag eines Betroffenen, 
wenn die seine Unrichtigkeit begründenden Tatsachen durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewiesen werden. Der die 
Berichtigung begründende Umstand ist im Falle der formwechselnden 
Umwandlung einer LPG der Formwechsel als solcher. Dieser kann durch 
einen beglaubigten Auszug aus dem Register grundbuchmäßig nachge- 
wiesen werden. Entsprechendes gilt für den Zusammenschluß mehrerer 
LPGs, der in aller Regel durch einen beglaubigten Auszug aus dem Regi- 
ster wird nachgewiesen werden können. 

Bei der Teilung gehört zu den die Berichtigung begründenden Umständen 
außer der Teilung selbst die Verteilung der Vermögensgegenstände der 
auf geteilten LPG auf die neu entstandenen Einheiten. Die Teilung läßt 
sich durch den beglaubigten Auszug aus dem Register, die Verteilung der 
Vermögensgegenstände hingegen nur mit dem Teilungsplan belegen. Ist 
dieser Teilungsplan, was rechtlich zulässig ist und ratsam ist, notariell 
beurkundet, so ergeben sich keine praktischen Schwierigkeiten, da dies 
den grundbuchlichen Erfordernissen entspricht. Ein nur privatschriftlich 
abgefaßter Teilungsplan genügt allerdings den grundbuchlichen Form- 
erfordernissen nicht. Hier müßte es, wenn der Mangel nicht vor der Eintra- 
gung der Teilung in das Register behoben werden kann, regelmäßig aber 
ausreichen, wenn die übrigen aus der LPG hervorgegangenen Einheiten 
die Eintragung der begünstigten bewilligen würden. Sollten sich hier 
praktische Schwierigkeiten ergeben, so würde sich die Bundesregierung 
für die Schaffung anderweitiger Nachweismöglichkeiten einsetzen. 


21. Abgeordneter 

Otto 

Regenspurger 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung den Entwurf 
eines Gesetzes vorlegen, wodurch das organi- 
sierte betrügerische sogenannte Hütchenspiel 
unter Strafe gestellt wird, nachdem die Recht- 
sprechung des Bundesgerichtshofs durch die 
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weltfremde und nicht praktikable Unterscheidung 
zwischen verbotenem Glücksspiel und Geschick- 
hchkeitsspiel, obwohl der Spieler gegen den Ver- 
anstalter keine Chance hat, es unmöglich gemacht 
hat, diese Finanzierungsquelle für einen Teil der 
organisierten KriminaÜtät zu verstopfen? 


Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 11. September 1991 

Die Bundesregierung betrachtet die Entwicklung des Unwesens, um das 
es sich bei der organisierten, betrügerischen Veranstaltung sogenannter 
Hütchenspiele handelt, mit Unbehagen und nicht ohne Sorge. 

Die strafwürdigen Fälle dürften allerdings vom geltenden Strafrecht (§ 284 
StGB - Unerlaubte Veranstaltung eines Glücksspiels - und § 263 StGB - 
Betrug ~) weitgehend erfaßt werden. 

Auch der Bundesgerichtshof geht in seinem Beschluß vom 11. Januar 1989 
(BGHSt 36, 74 ff.) davon aus, daß in Fällen, in denen der Mitspieler keine 
Chance habe, mit seinen Fähigkeiten und Fertigkeiten den Spielverlauf 
zu beeinflussen, ein Glücksspiel vorliege, dessen Veranstaltung nach 
§ 284 StGB strafbar sei. 

Für diese Fälle, in denen das „Hütchenspiel" rechtlich als Glücksspiel im 
Sinne des § 284 StGB anzusehen ist, sieht der Gesetzentwurf des Bundes- 
rates zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer 
Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität (OrgKG) - BT-Druck- 
sache 12/989 - Maßnahmen gegen eine organisierte - zum Beispiel 
gewerbs- oder bandenmäßige - Begehung dieser Straftat vor, denen die 
Bundesregierung im wesentlichen zugestimmt hat (vgl. Artikel 1 Nr. 23 
und 24 des Gesetzentwurfes und die Stellungnahme der Bundesregierung 
hierzu). 

Wirkt der Veranstalter des Hütchenspiels betrügerisch auf das Spiel ein, 
indem er regelwidrige Manipulationen vornimmt, so daß der Mitspieler 
deshalb keine Chance zum Gewinn hat, dürfte Betrug im Sinne von § 263 
StGB vorliegen. 

Die Bundesregierung wird jedoch die weitere Entwicklung, auch in der 
Rechtsprechung, aufmerksam beobachten und gegebenenfalls zusätz- 
liche gesetzgeberische Maßnahmen prüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregierung den Einbau 
von Katalysatoren in Motorrädern in der gleichen 
Weise steuerlich zu begünstigen wie den Einbau 
in Pkw? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 

Die Steuermindereinnahmen der Länder durch Steuervergünstigungen 
für Schadstoff arme Personenkraftwagen sind durch Steuererhöhungen für 
nicht schadstoffarme Personenkraftwagen ausgeglichen worden. Nach 
demselben Grundsatz müßten auch Steuererleichterungen für schadstoff- 
arme Motorräder mit Steuererhöhungen für nicht Schadstoff reduzierte 
Motorräder verbunden werden. Die Bundesregierung beabsichtigt zur 
Zeit nicht, dies vorzuschlagen, zumal gegenwärtig noch keine verbind- 
lichen technischen Normen für die Abgrenzung schadstoffarmer Motor- 
räder bestehen. Sie prüft bei der Vorbereitung einer künftig vorgesehenen 
Bemessung der Kraftfahrzeugsteuer nach Emissionen, wie Motorräder in 
das neue System einbezogen werden können. 

Zwischenzeitlich hat auch die Mehrzahl der Bundesländer vorgezogene 
Fördermaßnahmen für Motorräder abgelehnt und deren Einbeziehung in 
die geplante emissionsbezogene Kraftfahrzeugsteuer gefordert. 


,23. Abgeordneter 

Horst 

Gibtner 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der 
„Sonderbevollmächtigte Verkehrswesen" der 
Berliner Treuhandanstalt am 27. Juli 1991 in 
einem Interview einer Verkehrsfachzeitschrift 
zur Privatisierung der Güterverkehrsbetriebe in 
der Deutschen Demokratischen Republik geäu- 
ßert und dabei die Suche nach konsensfähigen 
Lösungen hervorgehoben hat, und wenn ja, wie 
verträgt sich aus Sicht der Bundesregierung dies 
mit dem Hinweis darauf, die Treuhand sei gehal- 
ten, zügig zu privatisieren und Chancen zum Ver- 
kauf müßten auch bei Objekten ergriffen werden, 
die vorher als Transport gewerbegebiete in Be- 
tracht gezogen worden seien und die Transport- 
gewerbekonzeption dürfe die Privatisierung 
nicht behindern? 


24. Abgeordneter 

Horst 

Gibtner 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Privatisierung nunmehr absoluten Vorrang vor 
der Entwicklung eines mittelständischen Ver- 
kehrsgewerbes in den neuen Bundesländern 
besitzt, und welche geeigneten Ersatzmaßnah- 
men sieht sie, um mittelständischen Unterneh- 
men in den fünf neuen Bundesländern faire Start- 
chancen zu geben, falls sie Abstand von der bis- 
herigen Konzeption der Schaffung von Transport- 
gewerbegebieten bzw. Güterverkehrszentren 
aus den ehemaligen volkseigenen Betrieben 
genommen haben sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 


Die Treuhandanstalt hat nach § 1 Abs. 1 des Treuhandgesetzes vom 
17. Juni 1990 den Auftrag, das volkseigene Vermögen zu privatisieren. 

Unter diesem Auftrag sind der gesamte Inhalt des Interviews und die 
Zuständigkeit des Sonderbevollmächtigten für das Verkehrswesen zu 
sehen. Eine Ausnahme bildet die Kommunalisierung, zum Beispiel des 
öffentlichen Personennahverkehrs . 
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Transportgewerbegebiete, in denen das örtliche mittelständische Ver- 
kehrsgewerbe und der bisherige Kraftverkehrsbetrieb Zusammenarbei- 
ten, werden in den laufenden Prozeß der Privatisierung der Treuhand- 
anstalt mit einbezogen. Dies entspricht dem zwischen der Treuhand- 
anstalt und dem Bundesminister für Verkehr abgestimmten Auftrag für 
das Gesamtkonzept „Transportgewerbegebiete in den neuen Bundes- 
ländern". Für die Veräußerung von als Transportgewerbegebiet geeigne- 
ten Flächen ist die Zustimmung des Bundesministers der Finanzen im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr erforderlich. Eine ent- 
sprechende Realisierung der Transportgewerbegebiete ist jedoch nur 
dann möglich, wenn Kommunen und mittelständisches Verkehrsgewerbe 
sowie Länderregierungen gleichfalls die Initiativen der Treuhandanstalt 
und des Bundesministers für Verkehr mittragen und die erforderlichen 
Maßnahmen zur Beteiligung selbst ergreifen. 

Die Treuhandanstalt kann im Rahinen ihrer Möglichkeiten nur bei Schaf- 
fung des notwendigen Konsenses aller Partner mithelfen und Rahmen- 
bedingungen schaffen. Sie muß dabei aber auch ihren Auftrag beachten, 
die jetzigen Betriebe in der Weise zu privatisieren, daß möglichst viele der 
derzeitigen Arbeitsplätze erhalten und weitere Investitionen zugesagt 
und damit langfristig gesicherte Arbeitsplätze geschaffen werden. Auch 
Transportgewerbegebiete können Arbeitsplätze schaffen. 

Von sich aus versucht die Treuhandanstalt Interessenten dafür zu gewin- 
nen, sich so zu Nutzern zusammenzuschließen, daß die Betriebsteile der 
alten Kraftverkehrsgesellschaften für die Realisierung einer solchen 
Konzeption übertragen werden können. Dies kann eine hilfreiche Vari- 
ante der Privatisierung sein, um das mittelständische Gewerbe wirtschaft- 
lich zu entwickeln. 

Ursprünglich war eine Zahl von 16 Transportgewerbegebieten vorge- 
sehen. Mittlerweile zeigt sich aber verstärkt, daß zum einen eine Reihe 
von Städten eigene Transportgewerbegebiete schaffen will, bei denen die 
Treuhandanstalt nicht involviert ist, zum anderen das Interesse der orts- 
ansässigen Unternehmen an einem Transportgewerbegebiet regional 
unterschiedlich ausgeprägt ist. Der Treuhandanstalt ist die politische Vor- 
gabe einer Realisierung von mindestens acht Transportgewerbegebieten 
bekannt. 

Zur Zeit wird sehr konkret mit allen Beteiligten, insbesondere den Indu- 
strie- und Handelskammern und den Landesverbänden des Transport- 
gewerbes sowie dem Bundesminister für Verkehr die Konzeption von 
Transportgewerbegebieten, zum Beispiel in Chemnitz und Neubranden- 
burg, besprochen. 

Transportgewerbegebiete kommen sowohl dem mittelständischen Ver- 
kehrsgewerbe als auch den Kommunen zugute. 

Die Bildung von Güterverkehrszentren wird richtigerweise von den 
Ländern und Kommunen in Verbindung mit der Deutschen Reichsbahn 
als eigene Aufgabe angesehen. Die Treuhandanstalt ist insoweit nicht 
berührt. 


25. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Welche einzelnen gesetzgerischen Maßnahmen, 
die die Bundesregierung seit 1982 ergriffen hat, 
haben in welchem Umfang direkte oder indirekte 
fiskalische Auswirkungen auf die Länder- und 
Kommunalhaushalte zur Folge gehabt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 17. September 1991 

Die Gesetzgebungskompetenz für eine Vielzahl finanzwirksamer Gesetze 
liegt gemäß Artikel 72 und 73 GG beim Bund, auch in den Fällen, in denen 
die Verwaltungskompetenz bei den Ländern liegt. 

Da Bundesgesetze zum Teil durch Verordnungen der Länder noch präzi- 
siert werden können, werden deren fiskalische Auswirkungen von den 
Ländern mitbeeinflußt. 

Seit 1982 ist von Bundestag und Bundesrat eine Vielzahl finanz wirksamer 
Gesetze verabschiedet worden, deren geschätzte fiskalische Wirkungen 
auf Bund, Länder und Gemeinden jeweils im Gesetzesvorblatt ausgewie- 
sen worden sind. 

Diese Quantifizierungen sind jeweils auf den Zeitpunkt der Gesetz- 
gebung bezogen und wegen ihrer Interdependenz mit anderen volkswirt- 
schaftlichen Größen in ihrer Summe heute nicht mehr aussagekräftig. 

Durch die indirekten Auswirkungen der finanz wirksamen Gesetze z. B. 
auf das Wirtschaftswachstum und damit auf die Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der 
Ausgabenseite lassen sich die fiskalischen Auswirkungen einzelner 
gesetzgeberischer Maßnahmen auf die Länder- und Gemeindehaushalte 
über einen so langen Zeitraum heute nicht mehr feststellen. 

Im Gesetzgebungsgang wird regelmäßig versucht, die unterschiedlichen 
Wirkungen auf Bund, Länder und Gemeinden auszutarieren. Soweit 
dieses nicht erreicht werden kann, sieht die Finanzverfassung gemäß 
Art. 106 Abs. 3 und 4 GG einen angemessenen Ausgleich über die Umsatz- 
steuerverteilung zwischen Bund und Ländern vor. 

Daß die Finanzausstattung der Gebietskörperschaften seit 1982 nicht zu 
Lasten der Länder und Gemeinden verschoben wurde, zeigt sich an der 
Entwicklung der Kreditfinanzierungsquoten. In allen Jahren seit 1982 
hatte der Bund eine deutlich schlechtere Finanzausstattung als die Länder 
und Gemeinden. Während die Kreditfinanzierungsquote des Bundes 1982 
15,2% und 1990 12,3% betrug, sanken die Kreditfinanzierungsquoten 
der Länder von 1982: 11,0% auf 1990: 6,4% und der Gemeinden von 1982: 
4,2 %auf 1990: 1,4% erheblich stärker. 

Zwischen Bund und Ländern - zu denen verfassungsrechtlich auch die 
Gemeinden zu rechnen sind - ist seit 1982 immer eine Finanzverteilung 
vereinbart worden, die tendenziell Länder und Gemeinden gegenüber 
dem Bund begünstigt hat. 


26. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Werden bei der Privatisierung des Bundesver- 
mögens in den neuen Bundesländern die Käufer 
nach Großbetrieben, mittleren und kleineren 
Unternehmen aufgegliedert registriert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 13. September 1991 

Bei der Privatisierung des industriellen Bundesvermögens in den neuen 
Bundesländern werden die verkauften Unternehmen branchenspezifisch 
aufgeschlüsselt. Eine Differenzierung der Käufer Struktur nach großen, 
mittleren und kleineren Unternehmen wird nicht vorgenommen. 
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27. Abgeordneter Wie hoch ist danach der Käuferanteil aus dem 

Josef Mittelstand? 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 13. September 1991 

Eine Quantifizierung des Käuferanteils aus dem Mittelstand ist ohne 
großen Personal aufwand nicht möglich. Es ist jedoch davon auszugehen, 
daß mittelständische Erwerber einen großen Anteil an dem Gesamtvolu- 
men der Käufer ausmachen. 


28. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Käuferanteil aus dem Ausland, 
differenziert nach größeren, mittleren und klei- 
nen Unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 13. September 1991 

Bis zum 31. Juli 1991 sind 96 ausländische Investoren als Käufer von Unter- 
nehmen aufgetreten und haben 115 Unternehmen bzw. Unternehmens- 
teile erworben. Die meisten I^äufer kamen aus der Schweiz (21 Investo- 
ren), Frankreich (14), Österreich (10), Schweden (9) und Großbritannien 
(8). Die von der Treuhandanstalt an ausländische Investoren veräußerten 
Unternehmen werden branchenspezifisch erfaßt. Eine Ermittlung der 
Käuferanteile nach Unternehmensgrößenklassen erfolgt nicht. 


29. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, zukünftig im Bundes- 
haushalt Mittel zur Verfügung zu stellen, um die 
früher vom Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen durchgeführten Reisen für Journa- 
listen in veränderter Form nach Berlin und in die 
fünf neuen Länder weiterzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 

Informationsreisen von Journalisten nach Berlin und an die innerdeutsche 
Grenze sowie in die Deutsche Demokratische Republik wurden bis 1990 
vom Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen aus dem Kapitel 
27 02 Titel 68532 und 68533 des Bundeshaushalts gefördert. Seit 1991 
sind im Bundeshaushalt keine Mittel mehr für diesen Zweck eingestellt; es 
ist auch nicht beabsichtigt, künftig entsprechende Mittel einzuplanen. 


30. Abgeordneter 

Günter 

Klein 

(Bremen) 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich die finanziellen Zuwendungen 
des Bundes, insbesondere die Ergänzungszuwei- 
sungen des Bundes, an Bremen von 1973 bis 1990 
entwickelt (absolute Zahlen oder Veränderungs- 
raten gegenüber Vorjahr in v. H., 1973 = 100), 
und im Vergleich dazu die Ergänzungszuweisun- 
gen an die anderen alten Länder im Jahre 1990? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 


Finanzielle Zuwendungen des Bundes an das Land Bremen 


Jahr 

Finanzhilfen 
Artikel 104 a 
Abs. 4 GG 

Bundes- 

ergänzungs- 

zuweisungen 

Insgesamt 

Verär 
1977 = 

100 

iderungen 
gegenüber 
Vorj. in v. H. 

-Mio. DM- 

- Mio. DM - 

-Mio. DM- 

1977 

41,8 


41,8 

100 

_ 

1978 

49,8 


49,8 

119,1 

+ 19,1 

1979 

63,3 


63,3 

151,4 

+ 27,1 

1980 

59,5 


59,5 

142,3 

- 6,0 

1981 

56,8 


56,8 

135,9 

- 4,5 

1982 

54,6 


54,6 

130,6 

- 3,9 

1983 

38,0 


38,0 

90,9 

- 30,4 

1984 

50,3 


50,3 

120,3 

+ 32,4 

1985 

39,6 


39,6 

94,7 

- 21,3 

1986 

43,6 

86,1 

129,7 

310,3 

+ 227,5 

1987 

75,0 

225,2 

300,2 

718,2 

+ 131,5 

1988 

79,5 

258,7 

338,2 

809,1 

+ 12,7 

1989 

111,4 

228,1 

339,5 

812,2 

+ 0,4 

1990 

104,7 

256,4 

361,1 

863,9 

+ 6,4 


Von den 11 alten Bundesländern haben 1990 Bundesergänzungszuwei- 
sungen erhalten: 


Land 

Betrag in Mio. DM 

1. Bremen 

256,4 

2. Niedersachsen 

1299,0 

3, Nordrhein-Westfalen 

2,8 

4. Rheinland- Pfalz 

561,7 

5. Saarland 

365,3 

6. Schleswig-Holstein 

513,3 


2 998,5 


31. Abgeordneter 

Günter 

Klein 

(Bremen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war der Anteil der finanziellen Zuwen- 
dungen des Bundes gemessen an den Einnahmen 
Bremens von 1973 bis 1990 in den einzelnen Jah- 
ren (relative Zahlen bzw. Veränderungsraten 
gegenüber Vorjahr in v. H., 1973 = 100), und im 
Vergleich dazu die finanziellen Zuwendungen 
des Bundes gemessen an den Einnahmen Bre- 
mens an die anderen alten Länder im Jahre 1990? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 


Anteil der finanziellen Zuwendungen des Bundes an den Einnahmen 

Bremens 


Jahr 

Einnahmen 

Bremen 

davon finanz. Zuwendun- 
gen des Bundes einschl. 
Bundesergänzungs- 
zuweisungen 

Verär 
1977 = 
100 

iderungen 
gegenüber 
Vorj. in v. H. 

- Mio. DM - 

-Mio. DM- 

V. H. der 
Einnahmen 

1977 

2978,0 

41,8 

1,4 

100,0 

— 

1978 

3183,0 

49,8 

1,6 

119,1 

+ 19,1 

1979 

3393,0 

63,3 

1,9 

151,4 

+ 27,1 

1980 

3607,0 

59,5 

1,7 

142,3 

- 6,0 

1981 

3639,0 

56,8 

1,6 

135,9 

4,5 

1982 

3901,0 

54,6 

1,4 

130,6 

- 3,9 

1983 

3935,0 

38,0 

1,0 

90,9 

- 30,4 

1984 

4237,0 

50,3 

1,2 

120,3 

+ 32,4 

1985 

4314,0 

39,6 

0,9 

94,7 

21,3 

1986 

4343,0 

129,7 

3,0 

310,3 

+ 227,5 

1987 

4870,0 

300,2 , 

6,2 

718,2 

+ 131,5 

1988 

4979,0 

338,2 

6,8 

809,1 

+ 12,7 

1989 

5455,0 

339,5 

6,2 

812,2 

+ 0,4 

1990 

5122,0 

361,1 

7,0 

863,9 

+ 6,4 


Finanzielle Zuwendungen des Bundes im Jahre 1990 an die alten 
Buridesländer gemessen an deren Einnahmen 


Land 

Einnahmen 

Zuwendungen 
des Bundes 

V. H. der 
Einnahmen 

— Mio. DM — 

-Mio. DM- 

Baden- Württemberg 

41036,0 

664,1 

1,6 

Bayern 

43511,0 

923,7 

2,1 

Berlin 

23 193,0 

282,1 

1,2 

Hamburg 

12963,0 

223,5 

1,7 

Hessen 

23034,0 

401,4 

1,7 

Niedersachsen 

28953,0 

2377,9 

8,2 

Nordrhein-Westfalen 

63057,0 

2025,1 

3,2 

Rheinland-Pfalz 

14898,0 

1033,8 

6,9 

Saarland 

4465,0 

530,7 

11,9 

Schleswig-Holstein 

10585,0 

926,4 

8,8 


32. Abgeordneter 

Günter 

Klein 

(Bremen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die finanziellen Pro-Landesein- 
wohner-Zuwendungen des Bundes an Bremen 
von 1973 bis 1990 in den einzelnen Jahren (abso- 
lute Zahlen oder Veränderungsraten gegenüber 
Vorjahr in v. H., 1973 = 100), und im Vergleich 
dazu die finanziellen Pro-Landeseinwohner- 
Zuwendungen des Bundes an die anderen alten 
Länder im Jahre 1990? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 


Jahr 

Zuwendung 

Landes- 

einwohner 

Zuwendung 
pro Landes- 
einwohner 

Verär 
1977 = 
100 

iderungen 
gegenüber , 
Vorj. in V. H. 

-Mio. DM ~ 


-DM- 

1977 

41,8 

706500 

59,16 

100,0 


1978 

49,8 

700800 

71,06 

120,1 

+ 20,1 

1979 

63,3 

696700 

90,85 

153,6 

+ 27,9 

1980 

59,5 

694600 

85,66 

144,8 

- 5,7 

1981 

56,8 

692000 

82,08 

138,7 

“ 4,2 

1982 

54,6 

689000 

79,24 

133,9 

- 3,5 

1983 

38,0 

682400 

55,68 

94,1 

~ 29,7 

1984 

50,3 

671600 ! 

74,89 

126,6 

+ 34,5 

1985 

39,6 

663400 ' 

59,69 

100,9 

- 20,3 

1986 

129,7 j 

657500 

197,26 

333,4 

+ 230,5 

1987 

300,2 

660 100 

454,77 

768,7 

+ 130,5 

1988 

338,2 ; 

660400 

512,11 

865,6 

+ 12,6 

1989 

339,5 

665100 

510,44 

862,8 

- 0,3 

1990 

361,1 

678800 

531,96 

899,2 

+ 4,2 


Zuwendungen des Bundes im Jahre 1990 an die anderen alten 
Bundesländer 


Land 

Zuwendung 

Landes- 

einwohner 

Zuwendung 
pro Landes- 
einwohner 

— Mio. DM - 


-DM- 

Baden- Württemberg 

664,1 

9724300 

68,29 

Bayern 

923,7 

11337000 

81,47 

Berlin 

282,1 

3418900 

82,51 

Hamburg 

223,5 

1640100' 

136,27 

Hessen 

401,4 

5714800 

70,23 

Niedersachsen 

2377,9 

7339900 

323,96 

Nordrhein- Westfalen 

2025,1 

17235800- 

117,49 

Rheinland-Pfalz 

1033,8 

3731500 

277,04 

Saarland 

530,7 

1070000 

495,98 

Schleswig-Holstein 

926,4 

2614000 

354,39 


33. Abgeordneter Für welche Zweckbestimmungen und Ln welcher 

Günter Höhe erhielt Bremen für das Jahr 1990 Finanzmit- 

Klein tel des Bundes? 

(Bremen) 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 


Finanzhilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG an das Land Bremen im Jahr 1990 


Art der Leistung 

Betrag in Mio. DM 

- Verbesserung der Verkehr sverhältnisse der 


Gemeinden 

10,2 

- kommunaler Straßenbau 


- Verkehrswege des öffentlichen Personennah- 


Verkehrs einschließlich Busse (ohne DB) 

9,9 

- Stadtsanierung und -entwicklung 

9,6 

- Sozialer Wohnungsbau 

10,4 

- Modernisierungs- und Energieeinsparungs- 


maßnahmen an Wohngebäuden 

0,4 

- Studentenwohnraumförderung 

1,2 

- Strukturhüfegesetz 

63,0 


104,7 


34. Abgeordnete 

Dorle 

Marx 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, die exakten 
Beträge anzugeben, die im Zuge der Auflösung 
des Bereichs „Kommerzielle Koordinierung" zum 
31. März 1990 in den Staatshaushalt der Deut- 
schen Demokratischen Republik geflossen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 


Nach dem vorläufigen Abschluß BMF-interner Prüfungen am 21. August 
1991 wurden im ersten Halbjahr 1990 im Zuge der Auflösung des Bereichs 
„KoKo" folgende Zahlungen an den Staatshaushalt der Deutschen Demo- 
kratischen Republik geleistet: 


Leistungen des 
Bereichs „KoKo" 
in Mrd. Mark- DDR 


In den Rechnungen 
der Deutschen 
Demokratischen 
Republik gebucht: 
in Mrd. Mark- DDR 


3,415 (davon 0,925 noch als Abführung) 3,415 

1,296 1,296 

in Valutamark (VM) 

3,456 15,206 

0,024 0,105 

2,750 (Umrechnung 1 : 1 aus besonderen Gründen) 2,750 

aus Edelmetallverkäufen in Valutamark (VM) 

0,462 2,031 


insgesamt 24,803 


Im Zeitraum vom 1. Juli 1990 bis zum 2. Oktober 1990 wurden weitere 
1,167 Mrd. DM an den Staatshaushalt der Deutchen Demokratischen 
Republik geleistet. 
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35. Abgeordnete 

Dorle 

Marx 

(SPD) 


Welche exakten Beträge sind seinerzeit über die 
Staatsbank der DDR in den Deckungsfonds und 
den Fonds „Richtungskoeffizient" geflossen oder 
zur Tilgung von Staatsverbindlichkeiten verwen- 
det worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 

ln den Deckungsfonds und den gesonderten Fonds „Richtungskoeffi- 
zient" sind folgende Beträge geflossen: 

- in den Deckungsfonds bei der Staatsbank 

(als 1 : 1 -Gegenwert der DM- Verschuldung) rd. 5 Mrd. Mark-DDR 

- in den gesonderten Fonds „ Richtungs- 
koeffizient" bei der Staatsbank 

(als 340 % des Gegenwertes der 

DM- Verschuldung) rd. 17 Mrd. Mark-DDR. 

Aus dem Deckungsfonds sind im Zuge der Auflösung des Bereiches KoKo 
die Auslandsverbindlichkeiten in die Bücher der im Ausland als Kredit- 
nehmer auf getretenen Institutionen (Deutsche Außenhandelsbank AG, 
KoKo-Firmen Forum, BIEG, Intrac und diverse Plan- Außenhandels- 
betriebe) übergegangen. Von den rd. 5 Mrd. Mark-DDR flössen an 

- DABAAG 2879,9 Mio. Mark-DDR 

- 3 KoKo-Firmen 1455,9 Mio. Mark-DDR 

- Plan-AHB 650,9 Mio. Mark-DDR. 

Diese Beträge sind durch die Währungsunion halbiert worden und stehen 
den Institutionen zur Bedienung der in voller Höhe erhalten gebliebenen 
Auslandsschuld mit zur Verfügung. 

Die rd. 17 Mrd. Mark-DDR aus dem gesonderten Fonds „Richtungs- 
koeffizient" wurden dem zentralen Fonds „Richtungskoeffizient", eben- 
falls bei der Staatsbank, zugeführt. 

Weiterhin wurden die 3 KoKo-Firmen verpflichtet, alle darüber hinaus- 
gehenden, bei sich selbst angesammelten Riko-Fonds aus alten und zu- 
künftigen Geschäften im I. Halbjahr 1990 an den zentralen Fonds „Rich- 
tungskoeffizient" abzuführen. Dadurch sind etwa weitere 7,5 bis 8 Mrd. 
Mark-DDR in den zentralen Fonds geflossen. 

Aus diesem zentralen Fonds sind insgesamt 35,7 Mrd. Mark-DDR zur 
Begleichung von Verbindlichkeiten des Staatshaushaltes der Deutschen 
Demokratischen Republik an die Staatsbank eingesetzt worden. Der dann 
noch verbliebene und mit der Währungsunion halbierte Fonds ist in die 
Berechnung der Verbindlichkeit der Staatsbank Berlin an den Ausgleichs - 
fonds Währungsumstellung eingeflossen (vgl. Monatsbericht der Deut- 
schen Bundesbank Nr. 7/90 S. 25). 


36. Abgeordnete 

Dorle 

Marx 

(SPD) 


Stellt der Bundesminister der Firianzen neben der 
Staatsanwaltschaft beim Kammergericht Berlin 
auch eigene Ermittlungen über Art und Höhe des 
der Bundesrepublik Deutschland im Zuge der 
Auflösung des Bereichs „Kommerzielle Koordi- 
nierung" entstandenen finanziellen Schadens 
an? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 

Der Bundesminister der Finanzen verfolgt mögliche Ansprüche, soweit 
sich Hinweise aus von ihm übernommenen DDR-Unterlagen ergeben. Im 
übrigen sind in diesem Zusammenhang auch die Erkenntnisse der ZoU- 
verwaltimg und die voii der Treuhand eingeleiteten Maßnahmen zum 
Zwecke der Vermögenssichemng zu erwähnen. 


37. Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Entschei- 
dung des Bundesfinanzhofs vom 25. Juli 1991 
zum Grundfreibetrag und, welche Folgerungen 
zieht sie hieraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18, September 1991 

Die Entscheidung des Bundesfinanzhofes vom 25. Juli 1991 war keine 
Sachentscheidung zum Grundfreibetrag, sondern eine reine Kostenent- 
scheidung nach büligem Ermessen und nach Erledigung der Hauptsache. 


38. Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung in Konsequenz des 
Urteils des Bundesfinanzhofs wegen der zu gerin- 
gen Höhe des Gmndfreibetrags den Vollzug der 
Lohn- und Einkommensbesteuemng bei Gering- 
verdienem aussetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. September 1991 


Die obersten Finanzbehörden des Blindes und der Länder haben zu erör- 
tern, welche Konsequenzen die Finanzverwaltung aus dem Kostenbe- 
schluß des BFH vom 25. Juh 1991 zu ziehen hat. Ich möchte diesen Bera- 
tungen nicht vorgreifen. Wie Sie wissen, obliegt die Verwaltung der Ein- 
kommensteuer den Ländern. 


39. Abgeordnete Wann und auf welche Höhe beabsichtigt die 

Ingrid Bundesregierung, den Gmndfreibetrag anzu- 

Matthäus-Maier heben? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. September 1991 

Zu der Frage, ob der Grundfreibetrag des geltenden Einkommensteuer- 
gesetzes den Ansprüchen des Grundgesetzes genügt, sind mehrere Ver- 
fahren beim Bimdesverfassungsgericht anhängig. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die Höhe des Grundfreibetrages nicht zu beanstan- 
den ist. Sie kann sich dabei auch auf das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 
8. Juni 1990 (Bundessteuerblatt 1990 Teü II Seite 969) berufen, das durch 
die Kostene^htscheidung vom 25. Juli 1991 nicht grundsätzlich in Frage 
gestellt ist. Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bleibt abzu- 
warten. Unabhängig davon wird entsprechend der Koalitionsverein- 
barung vom Januar 1991 noch für diese Wahlperiode eine Anhebung des 
Gmndfreibetrags vorgeschlagen werden. 
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40. Abgeordnete Wie will die Bundesregierung die dadurch entste- 

Ingrid henden Steuerausfälle bei Bund, Ländern und 

Matthäus-Maier Gemeinden finanzieren, und welche haushalts- 

(SPD) mäßige Vorsorge hat sie dafür getroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. Septiember 1991 

Da die Bundesregierung von der Verfassungsmäßigkeit des Grundfrei- 
betrages ausgeht und sie auch über die in der Koalitionsvereinbarung vor- 
gesehene Anhebung des Grundfreibetrags noch keine Festlegungen 
getroffen hat, ist im Haushaltsplan noch keine entsprechende Vorsorge 
erfolgt. 


41. Abgeordneter Trifft es zu, daß für in der Bundesrepublik 

Dr. Rolf Deutschland ansässige Einrichtungen und Orga- 

Niese nisationen sowie für ihre deutschen uüd ausländi- 

(SPD) sehen Arbeitnehmer umfangreiche Steuerbefrei- 

ungen gelten (so DER SPIEGEL Nr, 21/1991, 
Seiten 98/99), und wenn ja, um welche Organi- 
^ sationen handelt es sich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. September 1991 

Es trifft zu, daß in der Bundesrepublik Deutschland für Einrichtungen und 
Organisationen, soweit sie durch ein internationales Übereinkommen als 
zwischenstaatliche Einrichtung gegründet wurden, Steuerbefreiungen 
gelten. Im Rahmen ihrer amtlichen Tätigkeiten sind diese Einrichtungen 
mit ihrem Vermögen und ihren Einkünften von jeder direkten Besteue- 
rung befreit. Die Gehälter und Bezüge der Bediensteten sind zwar von der 
deutschen Einkommensteuer befreit. Es ist jedoch fester Bestandteil deut- 
scher Vertragspolitik, daß aus Gründen der Gleichbehandlimg die Gehäl- 
ter und Bezüge intern zugunsten des Hjaushalts der jeweiligen Organisa- 
tion besteuert werden und die Belastungswirkung der internen Besteue- 
rung der deutschen Einkommensteuer entspricht. Durch den sogenannten 
Progressionsvorbehalt ist darüber hinaus sichergestellt, daß die Befreiung 
der Gehälter und Bezüge von der deutschen Besteuerung nicht bewirkt, 
daß andere nicht steuerbefreite Einkommensteüe eines Bediensteten zu 
einem niedrigeren Steuersatz besteuert werden, als dies ohne die Befrei- 
ung der Fall wäre. 

Diese Gesichtspunkte haben leider keinen Eingang in dem zitierten 
„Spiegel” -Artikel gefunden. 

Neben den Einrichtungen der NATO handelt es sich um nachstehend auf- 
geführte Organisationen, für die Steuerbefreiungen gelten: 

Name der Organisation Sitz 

1. Einrichtungen aufgrund des diverse 

NordatTantikvertrags 

2. EMBL Heidelberg 

(Europäisches Laboratorium 

für Molekularbiologie) 

3. ESO Garching 

(Europäische Organisation für 

astronomische Forschung in der 
südlichen Hemisphäre) 
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Name der Organisation 


Sitz 


4. EPA 

(Europäisches Patentamt) 

5. ESOC (Unterorganisation der ESA) 
(Europäische Raumfahrtbehörde) 

6. Deutsches Büro der OECD 
(Organisation für wirtschafthche 
Zusammenarbeit und Entwicklung) 

7. EUMETSAT 

(Europäische Organisation für die 
Nutzung von meteorologischen 
Satelliten) 

8. Der Hohe Flüchtlingskommissar 

9. EUROCONTROL 
(Europäische Organisation zur 
Sicherung der Luftfahrt) 

10. Europäisches Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung 

11. Europäische Schulen 


München 

Darmstadt 

Bonn 

Darmstadt 

Bonn 

Karlsruhe 

Berlin 

München und 
Karlsruhe 


12. Deutsch-französisches Jugendwerk Honnef 

13. Internationale Moselgesellschaft mbH - 

14. UNIDO 

(Organisation der UM für industrielle Köln 

Entwicklung) 

15. EITU Karlsruhe 

(Euroäisches Institut für 

Transurane) 

16. CERN Karlsruhe 

(Europäische Organisation für 

kernphysikalische Forschung) 


Zum Teil handelt es sich bei den aufgelisteten Einrichtungen um Reprä- 
sentanzen oder Zweigstellen von Organisationen, die in einem anderen 
Mitgliedstaat ihren Sitz haben. 


42. Abgeordneter 

Dr, Rolf 
Niese 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den durch 
diese Steuerbefreiung insgesamt entstehenden 
Steuerausfall? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. September 1991 

Die Höhe des Steuerausfalls kann nicht beziffert werden, da entsprechen- 
des Zahlenmaterial fehlt. 
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Hält die Bundesregierung die dargestellte Steu- 
erbefreiung für gerechtfertigt, die unter anderem 
auch bewirkt, daß deutsche Staatsangehörige mit 
Wohnsitz in der Bundesrepubhk Deutschland den 
von diesen Organisationen gezahlten Arbeits- 
lohn steuerfrei erhalten können und somit im 
Gegensatz zu allen anderen Arbeitnehmern auch 
nicht den sogenannten „Solidaritätszuschlag" 
zahlen müssen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. September 1991 

Unter den Maßgaben, daß die Bediensteten zwischenstaatlicher Einrich- 
tungen in der Regel einer organisationsinternen Einkommensteuer unter- 
worfen werden und deren sonstige nicht steuerbefreite Einkünfte unter 
Anwendung des in der Antwort zu Frage 41 angesprochenen Progres- 
sionsvorbehalts besteuert werden, hält die Bundesregierung die vorge- 
nannten Steuerbefreiungen für gerechtfertigt. 

Da sich die in der Antwort zu Frage 41 aufgelisteten Organisationen durch 
Beiträge der Mitghedstaaten finanzieren, führt das System einer organisa- 
tionsinternen Einkommensbesteuerung zugunsten der jeweiligen Ein- 
richtung zur Verringerung des Finanzbedarfs und damit zu niedrigeren 
Beiträgen für die Mitgliedstaaten. 

Eine Besteuerung der Arbeitnehmer zwischenstaatlicher Organisationen 
zugunsten des deutschen Fiskus stünde im Widerspruch zum Verwen- 
dungszweck der Mitghedsbeiträge und würde zu Lasten der anderen Mit- 


Welcher Art sind die Bestände und der Sammler- 
wert der bei der Staatsbank Berlin/Deutsche 
Bundesbank als Nachfolgerin der Staatsbank der 
DDR lagernden Gedenkmünzen der Deutschen 
Demokratischen Republik und wie gedenkt die 
Bundesregierung mit diesen Beständen zu ver- 
fahren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. September 1991 

Die Staatsbank Berlin als Rechtsnachfolgerin der Staatsbank der DDR ver- 
waltet Restbestände an Gedenkmünzen der Deutschen Demokratischen 
Republik folgender Art: 

a) Gedenkmünzen in der Qualität „Stempelglanz" in 123 verschiedenen 
Motiven und unterschiedlichen Mengen, 

b) Gedenkmünzen in der Qualität „Polierte Platte" in 75 verschiedenen 
Motiven und unterschiedlichen Mengen, 

c) aus Gedenkmünzen zusammengesetzte Sets in 20 verschiedenen Vari- 
anten und unterschiedlichen Mengen. 

Die Gedenkmünzen sind mit ihrem Nominalwert im Rechnungswesen der 
Staatsbank Berlin erfaßt und bilanziert. Der Sammlerwert der Münzen 
kann aufgrund der Preisschwankungen auf dem Markt gegenwärtig nicht 
beziffert werden. Nach Auffassung der Bundesregierung sind diese außer 
Kurs gesetzten Zahlungsmittel so zu verwerten, daß ein Maximum an Ein- 
nahmen für den Bundeshaushalt erzielt wird. Dabei geht die Bundesregie- 
rung von einem über dem Nominalwert liegenden Verkaufserlös aus. Von 
der Staatsbank Berlin wird ein Erlös von mehr als 40 Mio. DM erwartet. 


gliedstaaten gehen. 

44. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


43. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 
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Die Staatsbank Berlin wird Ende 1991 entscheiden, ob unmittelbar durch 
sie oder über ein Netz von Händlern der Verkauf der Gedenkmünzen der 
Deutschen Demokratischen Republik erfolgen wird. Angesichts des 
umfangreichen Bestandes wäre es naheliegend, sich eines Netzes aus- 
gewählter Händler zu bedienen. 

Voraussichtlich wird im 2. Halbjahr 1992 mit dem Verkauf der Gedenk- 
münzen begonnen. 


45. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wieviel ehemalige Angehörige der Paßkontroll- 
einheiten und der Grenztruppen der Deutschen 
Demokratischen Republik sind heute im Bereich 
der bundesdeutschen Zollverwaltung beschäf- 
tigt, und in welchem Umfang wurde trotz des 
durch Befragung bekanntgewordenen Tätigseins 
für das frühere MfS/AfNS am Arbeitsverhältnis 
im Bereich der bundesdeutschen Zollverwaltung 
(siehe Antwort der Bundesregierung auf Frage 41 
in Drucksache 12/1080) festgehalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 18. September 1991 


Angehörige von Einheiten des Paßkontrolldienstes sind nicht in die 
bundesdeutsche Zollverwaltung übernommen worden. 

Da die frühere Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Republik 
generell die Ableistung des Wehrdienstes als Einstellungsvoraussetzung 
verlangt hatte, werden in der Bundeszollverwaltung dagegen auch Per- 
sonen weiterbeschäftigt, die den Wehrdienst bei den Grenztruppen abge- 
leistet und nicht gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechts- 
staatlichkeit verstoßen haben. Zahlenangaben über diesen Personenkreis 
sind nicht verfügbar. 

Der Bundesminister der Finanzen hat sich die Entscheidung über die 
Weiterbeschäftigung von früheren Angehörigen des MfS/AfNS Vorbehal- 
ten, soweit nicht wegen Art und Dauer der Tätigkeit von vornherein ein 
Festhalten am Arbeitsverhältnis unzumutbar war. In den hier bisher ent- 
schiedenen rund 480 Einzelfällen konnte in etwa 360 Fällen am Arbeits- 
verhältnis festgehalten werden. Hierbei handelt es sich um Fälle geringe- 
rer Verstrickung. Diese Personen haben z. B. nur ihren Wehrdienst in den 
Wacheinheiten des MfS abgeleistet oder rein handwerkliche Tätigkeiten 
ohne nachrichtendienstlichen Bezug ausgeübt. In Einzelfällen stehen 
noch die Ergebnisse von Abfragen bei der „Gauck-Behörde" aus, so daß 
weitere Entlassungen nicht ausgeschlossen werden können. 


46. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wie ist der Stand des Vollzugs der Umsetzung der 
neuen Beförderungsstellen für die Bundeszoll- 
verwaltung insbesondere im Bereich der Ober- 
finanzdirektion Nürnberg, und bis wann kann 
damit gerechnet werden, daß alle Möglichkeiten 
des Haushalts für die Zollbeamten in diesem 
Bereich auch wirklich ausgeschöpft sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. September 1991 

Wie ich Ihnen auch mit Schreiben vom 22. Juh 1991 - Z C 5 - P 1400 - 
728/91 - und in der Antwort auf Ihre Frage Nummer 26 in der Drucksache 
12/994 mitgeteilt habe, dürfen die infolge der Einführung der Funktions- 
gruppe Grenzzolldienst im Haushalt 1991 gehobenen Planstellen in den 
Jahren 1991, 1992 und 1993 jeweils zu einem Drittel mit ihrem vollen Wert 
in Anspruch genommen werden. Insgesamt wird sich daraus in den drei 
Jahren eine Vielzahl an zusätzlichen Beförderungsmöglichkeiten erge- 
ben, insbesondere nach Besoldungsgruppen A 8, A 9m und A 9m+Z. 

Die Zollverwaltung ist bemüht, die Beförderungsmöglichkeiten in vollem 
Umfang zeitgerecht auszunutzen. Die Vorbereitungen für die ersten 
Beförderungen sind in Angriff genommen und werden in Kürze abge- 
schlossen sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


47. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Welche Kreise bzw. Gemeinden sind - vor dem 
Hintergrund, daß der Fördergebietsumfang der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" auf 27 v. H. der west- 
deutschen Bimdesbevölkerung für drei Jahre 
festgeschrieben werden soll - zur Herausnahme 
aus der Gemeinschaftsaufgabe vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschafts Struktur " , dem der Bundeswirtschaftsminister als 
Vorsitzender, der Bundesfinanzminister und die Länderwirtschaftsmini- 
ster (-Senatoren) angehören, hat am 25. Januar und am 10. Juni 1991 die 
Neuabgrenzung des westdeutschen Fördergebiets beschlossen und 
dessen Umfang von 39 auf zunächst 29,8 und dann schließlich auf 27 % der 
westdeutschen Bundesbevölkerung reduziert. Die Kreise bzw. Gemein- 
den, die entsprechend diesen Beschlüssen aus dem Fördergebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe ausgeschieden sind bzw. noch ausscheiden wer- 
den, sind in Anhang 19 des 20. Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe 
(Drucksache 12/895) aufgeführt. 


48. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Gemeinden Holdorf, Dink- 
lage und Neuenkirchen (alle Landkreis Vechta) 
von der Herausnahme betroffen sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Im Landkreis Vechta sind die Gemeinden Dinklage, Holdorf und Neuen- 
kirchen (Old.) mit Wirkung vom 1. Januar 1991 aus dem Normalförder- 
gebiet der Gemeinschaftsaufgabe ausgeschieden. Anträge auf Investi- 
tionszuschüsse konnten noch bis zum 30. Juni 1991 gestellt werden; der 
Endtermin für den Abschluß geförderter Investitionen ist der 30. Juni 1994. 


49. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Wenn dem so ist, frage ich die Bundesregierung, 
welche Gründe dazu geführt haben, gerade diese 
drei Gemeinden aus der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" herauszunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Nach dem Beschluß des Planungsausschusses vom 25. Januar 1991 gehör- 
ten die Gemeinden Dinklage, Holdorf und Neuenkirchen zum Normal- 
fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe. Entsprechend der Forderung der 
EG-Kommission wurde mit dem Beschluß des Planungsausschusses vom 
10. Juni 1991 die weitere Reduktion des westdeutschen Fördergebiets um 
zusätzhch 2,8 Prozentpunkte der westdeutschen Bundesbevölkerung vor- 
genommen. 

Dazu wurden diejenigen Sonderprogrammgebiete, die nach dem 
Beschluß vom Januar 1991 außerhalb des Normalfördergebiets lagen, um 
ein halbes Jahr früher als vorgesehen aus der Förderung genommen. 
Dieses frühere Ausscheiden betrifft 2,3% der westdeutschen Bundes- 
bevölkerung. Die verbleibenden 0,5 Prozentpunkte wurden von den 
Ländern gemäß ihrem Fördergebietsanteil erbracht. 

Niedersachsen hat bei diesem Schritt neben anderen Regionen auch die 
Gemeinden Dinklage, Holdorf und Neuenkirchen vorgeschlagen. Der 
Planungsausschuß hat diesem Vorschlag zugestimmt. 


50. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung der Absicht der 
EG-Kommission, den Fördergebietsumfang der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" auf 27 v. H. der west- 
deutschen Bundesbevölkerung für drei Jahre 
festzuschreiben, zugestimmt, und wenn ja, 
welche Position hat sie eingenommen, inwieweit 
die Absenkung um 2,8 v. H. realisiert werden 
soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Mit dem Beschluß des Planungsausschusses zur Neuabgrenzung des 
westdeutschen Fördergebiets vom 25. Januar 1991 sollte zum einen eine 
eindeutige Priorität für Investoren in den neuen Ländern gewährleistet 
werden. Gleichzeitig sollte damit dem Verlangen der EG-Kommission 
nachgekommen werden, die im Rahmen ihrer Kontrollbefugnisse bei 
Subventionen an gewerbhche Unternehmen schon seit längerem eine 
deutliche Reduktion des Fördergebiets verlangt hatte. 
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In den Gesprächen von Bundeswirtschaftsminister Jürgen W. Möllemann 
mit dem zuständigen EG-Kommissar Sir Leon Brittan zur Genehmigung 
der gesamten deutschen Regionalförderung, einschließlich der Schritte 
zum Abbau der Berlin- und Zonenrandförderung und der Wirtschaftsför- 
derung in den neuen Ländern, sah sich Sir Leon Brittan nicht in der Lage, 
der EG-Kommission für westdeutsche Fördergebiete einen höheren Pla- 
fond als 27% zur Genehmigung vorzuschlagen. Der Planungsausschuß 
der Gemeinschaftsaufgabe hat dies mit seinem Beschluß vom 10. Juni 
1991 umgesetzt. 

Zu den Einzelheiten der Absenkung des westdeutschen Fördergebiets- 
plafonds um 2,8 Prozentpunkte von 29,8 auf 27% verweise ich auf die 


Wie begründet die Bundesregierung die in ihrer 
Antwort (Drucksache 12/997) auf die Kleine 
Anfrage „Rüstungskonversion" (Drucksache 
12/664) gemachte Aussage, daß „die Bewälti- 
gung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
des Truppenabbaus und der Rüstungskonversion 
zunächst in der Verantwortung der Länder und 
Gemeinden bzw. der Unternehmen steht", und 
auf welchen gesetzlichen Grundlagen stützt sie 
diese Auffassung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Nach Artikel 30 GG ist die Erfüllung der staatlichen Aufgaben Sache der 
Länder; die Gemeinden haben nach Artikel 28 GG das Recht der Selbst- 
verwaltung. Artikel 91a GG legt die Zuständigkeiten der Länder und des 
Bundes für die Regionalpolitik und damit für die Flankierung regional- 
wirtschafthcher Probleme fest. 

Mit diesen verfassungsrechtlichen Regelungen begründet die Bundes- 
regierung ihre Aussage, daß die Bewältigung der wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen des Truppenabbaus zunächst in der Verantwortung der 
Länder und Gemeinden liegt. Der Bund trägt hier eine Mitverantwortung, 
der er im Falle der Flankierung negativer regionalwirtschaftlicher Auswir- 
kungen des Truppenabbaus nachkommen wird. 

In einem marktwirtschaftlichen System ist es die Aufgabe der Unterneh- 
men, dafür zu sorgen, daß sie mit ihren Produkten wettbewerbsfähig sind. 
Das bedeutet, daß sie sich Veränderungen in der Nachfrage anpassen 
müssen. 

Rückgänge in der Nachfrage nach mihtärischen Gütern stellen die Unter- 
nehmen vor die Aufgabe, eine Anpassung bzw. Umstellung ihrer Produk- 
tion vorzunehmen. Für die Unternehmen wird die Produktionsumstellung 
dadurch erleichtert, daß der Rückgang an militärischen Aufträgen ein 
Prozeß ist, der bereits seit Jahren im Gange ist und die Unternehmen nicht 
vor einen bruchartigen Nachfragerückgang stellt. Die Bundesregierung 
hat stets deutlich gemacht, daß sie den Umstellungsprozeß in den Unter- 
nehmen nicht durch Anpassungshilfen unterstützen wird. 

Um negative soziale Auswirkungen durch die Rüstungskonversion in den 
Unternehmen zu vermeiden, sieht es die Bundesregierung als Aufgabe 
der Unternehmen und Gewerkschaften an, Vereinbarungen zu treffen, die 
die Chancen der Arbeitnehmer für eine Weiterbeschäftigung etwa durch 
unternehmensinterne Umschulungs- oder Quahfizierungsmaßnahmen 
verbessern. 


Antwort zu Frage 49. 

51. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 
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52. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Wie deckt sich diese Aussage der Bundesregie- 
rung mit dem Beschluß des Vermittlungsaus- 
schusses vom Juni 1991, daß die Bundesregie- 
rung bis zum 30. September 1991 ein Sonderpro- 
gramm zur Bewältigung der mit dem Truppenab- 
bau entstehenden Probleme in den betroffenen 
Standorten entwickeln wird, und welche finan- 
ziellen Leistungen wird die Bundesregierung 
dafür vorsehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 51 dargelegt, wird die Bundesregie- 
rung die Länder bei der Bewältigung der mit dem Truppenabbau verbun- 
denen negativen Auswirkungen unterstützen; deshalb strebt die Bundes- 
regierung in Zusammenarbeit mit den Ländern an, bis zum 30. September 
1991 die Grundzüge für ein Konversionsprogramm festzulegen. Über die 
finanzielle Ausstattung des Programms ist noch nicht entschieden. Hierzu 
werden am 19. September 1991 die Ministerpräsidenten der Länder mit 
dem Bundeskanzler beraten. 


53. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Welche Parameter wird die Bundesregierung für 
die Feststellung anwenden, ob eine Region 
besonders negativ durch die Abrüstungsmaßnah- 
men betroffen ist, und ist die Bundesregierung in 
der Lage, dies an einem konkreten Beispiel dar- 
zustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Kriterien für die Betroffenheit einer Region können z. B. die Zahl der 
Soldaten und der Verlust an zivilen Arbeitsplätzen sein. Um die negative 
Betroffenheit einer Region feststellen zu können, ist neben einer erheb- 
hchen Betroffenheit auch die Wirtschaftskraft einer Region zu berücksich- 
tigen. Im Rahmen der Regionalförderung gibt es eindeutige Kriterien für 
die Abgrenzung strukturschwacher und strukturstarker Regionen. 


54. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung präzisieren, was der 
Bundesminister für Wirtschaft, Jürgen W. Mölle- 
mann, meint, wenn er dafür plädiert, „daß wir die 
neuen Länder - schneller als geplant - in den 
Länderfinanzausgleich einbeziehen" (ZDF vom 
12. August 1991 - WISO plus)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 17. September 1991 

Der Bundesminister für Wirtschaft, Jürgen W. Möllemann, hat in der von 
Ihnen angesprochenen Sendung deutlich gemacht, daß er eine rasche 
Verbesserung der Finanzsituation der neuen Bundesländer für erforder- 
hch hält. Mit Rücksicht auf die laufenden Gespräche und Abstimmung 
innerhalb der Bundesregierung kann dies zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht präzisiert werden. 
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55. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wer sind im einzelnen die Empfänger, die im 
Rahmen des PHARE-Hilfsprogramms der Euro- 
päischen Gemeinschaft aus den für Bulgarien seit 
1989 genehmigten und schon ausbezahlten Gel- 
dern Mittel erhalten bzw. erhielten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Für Bulgarien, das seit dem 17. September 1990 zu den Empfängerländern 
der PHARE- Wirtschaftshilfe gehört, wurden bisher folgende Projekte 
beschlossen: 

1990 

- Umstrukturierung der Landwirtschaft 

- Verbesserung der Gesundheitsversorgung von Müttern und Kindern 

- Überwachung der Luftverschmutzung 

1991 

- Privatisierung von Unternehmen und Entwicklung von kleinen und 
mittleren Unternehmen 

- Hilfe für die Errichtung moderner Telekommunikationsanlagen 

- Entwicklung des Finanzsektors 

- Regionales Programm für atomare Sicherheit - 1. Phase Bulgarien 

- Umstrukturierung der Landwirtschaft (Fortsetzung) 

Die Empfänger im einzelnen sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

56. Abgeordneter Welche Leistungen nichtbulgarischer Unterneh- 

Relnhard men und Verbände werden in welcher Höhe aus 

Weis diesen Geldern bezahlt? 

(Stendal) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Die Umsetzung der im Rahmen der PHARE-Wirtschaftshilfe beschlosse- 
nen Projekte wird von der EG-Kommission (Generaldirektion I) nach den 
in der EG geltenden Regeln durchgeführt. Über Einzelheiten der Umset- 
zung, Empfänger, Art der Leistung und Höhe erhalten die Mitgliedstaaten 
keine speziellen Informationen; die Umsetzung der bisher für Bulgarien 
beschlossenen Projekte ist im übrigen auch noch nicht abgeschlossen. 


57. Abgeordneter 

Burkhard 

Zurheide 

(FDP) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Möghchkeit 
ein, in das GATT- System mit den anderen EG- 
Partnem gemeinsam eine „Entwicklungshilfeab- 
gabe" einzuschUeßen, die auf alle/oder einige im 
Entwicklungsland produzierten Waren zusätztich 
und neben dem üblichen Zoll erhoben wird und 
die von dem die Abgabe erhebenden Land in das 
Entwicklungsland zugunsten der dortigen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zurück- 
fließt, um etwa zur Anstoßfinanzierung eines 
Sozialversicherungssystems zu dienen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Die Bundesregierung hält eine solche Initiative für aussichtslos. 

Sie widerspräche den langjährigen erfolgreichen Bemühungen der Indu- 
strieländer, durch die Zollfreistellung von Erzeugnissen der Entwick- 
lungsländer im Rahmen der Allgemeinen Zollpräferenzen deren Absatz 
weltweit zu fördern. 


58. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, eine 

Burkhard solche Abgabe so zu gestalten, daß sie nicht 

Zurheide gegen die GATT- Grundsätze der Meistbegünsti- 

(FDP) gung und der Nichtdiskriminierung verstößt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. September 1991 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, eine solche Abgabe GATT- 
konform zu gestalten. Sonder-Einfuhrabgaben auf einige oder alle Waren 
aus einzelnen oder Gruppen von Ländern widersprechen eindeutig dem 
Grundsatz der Meistbegünstigung. 

Demgemäß ist die GATT-konforme Ausgestaltung von vereinzelt noch 
erhobenen diskriminierenden Einfuhrabgaben Gegenstand der laufen- 
den GATT- Verhandlungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


59. Abgeordneter 

Peter Harry 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Auf welche Unterlagen (Stellungnahmen von 
Verbänden und Angaben über Zahl der Enten) 
stützt sich die Bundesregierung bei der zu treffen- 
den Entscheidung über die Ausbildung und Prü- 
fung von Jagdhunden hinter der lebenden Ente? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 16. September 1991 

Im Zusammenhang mit Eingaben an den Petitionsausschuß des Deut- 
schen Bundestages hat der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten eine Umfrage bei den zuständigen Behörden der Bundeslän- 
der sowie der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften, der 
Schweiz, Österreichs und der CSFR über deren Ausbildungsvorschriften 
für Jagdhunde, alternative Ausbildungsverfahren sowie Erfahrungen mit 
diesen Methoden durchgeführt. Ende März 1990 fand - im Wissen um die 
derzeitige Situation im In- und Ausland - zu dieser Thematik eine Anhö- 
rung aller beteüigten Kreise statt. 
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Der Bundesregierung liegt jedoch kein objektivierbares Zahlenmaterial 
darüber vor, wie viele lebende Enten jährlich für die Ausbildung und 
Prüfung von Jagdhunden eingesetzt werden. 

Die in der Diskussion genannten Zahlen beruhen auf Schätzungen, 
weichen stark voneinander ab und sind daher nur eingeschränkt aussage- 
fähig. 

Zudem obliegt es nicht der Bundesregierung, im Zusammenhang mit der 
tierschutzrechtlichen Frage, ob lebende Enten zur Jagdhundausbildung 
verwendet werden sollen, eine grundsätzhche Entscheidung zu treffen. 
Die Durchführung des Tierschutzgesetzes ist Angelegenheit der Länder. 
§ 1 Satz 2 Tierschutzgesetz bestimmt, daß niemand einem Tier ohne ver- 
nünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen darf. Die 
Entscheidung, ob die Ausbildung von Jagdhunden für die Entenjagd den 
Einsatz lebender Enten erfordert und deshalb einen vernünftigen Grund 
im Sinne der zitierten Vorschrift darstellt, ist daher allein Sache der Län- 
der. Der Bund kann hier lediglich eine koordinierende Rolle wahrnehmen. 


60. Abgeordneter 

Peter Harry 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Forde- 
rung in verschiedenen Landesjagdgesetzen, daß 
bei der Entenjagd „brauchbare" Hunde mitge- 
führt werden müssen, und ist die Bundesregie- 
rung der Meinung, daß es gerade bei der Jagd 
geflügelter Enten notwendig ist, für diese Fälle 
ausgebildete „brauchbare" Hunde mitzuführen, 
um diesen Enten unnötige Qualen zu ersparen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 16. September 1991 

Die Bundesregierung betrachtet die in verschiedenen Landesjagdgeset- 
zen aufgestellte Forderung, daß bei der Jagd „brauchbare Hunde" mitge- 
führt werden müssen, als berechtigt und insbesondere aus Gründen des 
Tierschutzes als sachgerecht. Gut ausgebildete Jagdhunde sind für eine 
waidgerechte Ausübung der Jagd eine notwendige Voraussetzung. Ob es 
jedoch erforderlich ist, Jagdhunde, die bei der Entenjagd eingesetzt wer- 
den sollen, zu diesem Zweck hinter der lebenden Ente auszubilden, ist 
eine Frage, die zur Zeit noch nicht abschließend beantwortet werden 
kann. Insofern bleiben die Ergebnisse der derzeitigen Besichtigungen ver- 
schiedener Ausbildungs- und Prüfungsmethoden im benachbarten Aus- 
land, an denen neben Vertretern von Bund und Ländern auch die betroffe- 
nen Verbände beteiligt sind, abzuwarten. 


61. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Ist es nach Auffassung der Bundesregierung rich- 
tig, daß die Europäische Gemeinschaft substan- 
tielle Änderungen am Marktentlastungs- und 
Kulturlandschaftsausgleich vorgenommen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 11. September 1991 

Mitarbeiter der EG haben an den Beratungen des MEKA teilgenommen, 
um erstattungsfähige Maßnahmen entsprechend den Vorgaben des 
Artikels 23 der Effizienzverordnung (EWG Nr. 2328/91) zu gestalten. 
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62. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung 
zu, daß die Europäische Gemeinschaft den 
Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsaus- 
gleich nicht im gewünschten Maßstab bezu- 
schußt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 11. September 1991 

Die Bezuschussung des MEKA haben die an den Beratungen teilnehmen- 
den Mitarbeiter der EG von einer Prüfung des noch vorzulegenden 
Programms abhängig gemacht. Die Vorlage des Programms bei der 
EG-Kommission ist für Ende September vorgesehen. 


63. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung sich an einer Kom- 
plementärfinanzierung des Marktentlastungs- 
und Kulturlandschaftsausgleichs der Landes- 
regierung Baden- Württemberg zu beteiligen, 
und wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 11. September 1991 


Die Bundesregierung hat im Haushaltsentwurf 1992 die Verpflichtungs- 
ermächtigung für Mittel in Höhe von 70 Mio. DM eingebracht, die 
einmalig 1993 zur Auszahlung kommen sollen. 


64. Abgeordneter 

Johann 

Paintner 

(FDP) 


Trifft es zu, daß als direkte Folge der GATT- Ver- 
träge die Europäische Gemeinschaft mit soviel 
Substituten überschüttet wird, wie sie auf einer 
Fläche von 9 Mio. Hektar anbaubar wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried ilaschke 
vom 13. September 1991 


Die EG hat sich 1961/62 in der als „Dillon- Runde" bezeichneten Zoll- 
senkungsrunde des GATT verpflichtet, als Ausgleich für die Einführung 
des variablen Abschöpfungssystems im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik die sehr niedrigen oder Null- Zölle bei der Einfuhr von Corn- 
glutenfeed, Tapioka, Ölkuchen usw. zu binden. Bei einer Erhebung höhe- 
rer Zölle wären die Exportländer berechtigt, von der EG Kompensations- 
zahlungen einzufordern. 

Insgesamt betrugen 1990 die Nettoeinfuhren aller derartigen Futtermittel 
- umgerechnet in Getreideeinheiten (GE) - 43,7 Mio. t GE. Rein rechne- 
risch würde dies einer Getreidefläche von 9,2 Mio. Hektar in der EG ent- 
sprechen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß der Großteil dieser 
Einfuhren zur Deckung des Eiweißbedarfs in der tierischen Verfütterung 
verwendet wird. Auf die reinen Getreidesubstituteeinfuhren entfallen 
lediglich rd. 17 Mio. t Getreideeinheiten; dies entspricht rechnerisch einer 
Getreidefläche von rd. 3,6 Mio. Hektar. 

Die EG hat in ihrem Angebot zu den GATT- Agrarverhandlungen im 
Gegenzug zur Umstellung der variablen Abschöpfung auf feste Zölle die 
Einführung des sog. „Rebalancing" gefordert. Danach sollen auf diese 
Futtermittel bis zur Höhe der durchschnittlichen Einfuhren der Jahre 1986 
bis 1988 Zölle von 6 bis 12% erhoben und darüber hinausgehende 
Mengen dem Außenschutz wie bei Getreide unterworfen werden. 
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Diese Forderung wurde bisher von den USA, den in der Cairns-Gruppe 
zusammengeschlossenen Agrarexportländem (insbesondere Brasilien, 
Australien, Argentinien u. a.) und vielen Entwicklungsländern strikt 
abgelehnt. Die Bundesregierung sieht die Aufrechterhaltung dieser 
Forderung jedoch als unumgänglich an, da andernfalls die Mengenrück- 
führung insbesondere bei Getreide durch die Billigimporte unterlaufen 
würden. 


65. Abgeordneter 

Johann 

Paintner 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 
betreffenden Staaten diese Erzeugnisse subven- 
tionieren, und wie gedenkt die Bundesregierung 
die den Landwirten dadurch entstehenden Ein- 
bußen auszugleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 13. September 1991 

Bei den genannten importierten Futtermitteln handelt es sich um ein Fülle 
verschiedener Produkte, die aus einer Vielzahl verschiedener Länder ein- 
geführt werden. Ob und wie die Produktion dieser Güter in den betreffen- 
den Staaten gestützt wird, ist der Bundesregierung im einzelnen nicht 
bekannt. Allerdings wird die Produktion dieser Erzeugnisse in den 
meisten Cairns- und Entwicklungsländern nicht gestützt. Auch in den 
USA existieren bei der wichtigen Soja- Produktion weder eine Preisstüt- 
zung noch direkte Beihilfen; dagegen wird im Rahmen der staatlichen 
Subventionierung der Bioalkoholproduktion die Erzeugung von Cornglu- 
tenfeed, das als Abfall bei der Maisstärkegewinnung anfällt, teilweise mit 
unterstützt. Andere Produkte, z. B. Zitruspellets und Traubentreber sind 
Abfallprodukte und werden ebenfalls nicht gestützt. 

Die mengenmäßig unbeschränkte praktisch zollfreie Einfuhr dieser 
Produkte in die EG hat bislang die Futtermittelkosten sowohl in der 
Gemeinschaft wie in der Bundesrepublik Deutschland niedrig gehalten 
und auf diese Weise zur Stabilisierung der Einkommenssituation bei den 
Veredelungs- und Futterbaubetrieben (70% aller Betriebe in der Bundes- 
repubhk Deutschland) beigetragen. Für Ausgleichsmaßnahmen gibt es 
daher mangels Einbußen keine Veranlassung. 


66. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Welche Auffassung hat die Bundesregierung zu 
den Forderungen der Inhaber sog. Kreispacht- 
betriebe aus den Pachtverträgen mit den Räten 
der Kreise auf Rückübereignung des eingebrach- 
ten Inventars und Wiederherstellung des alten 
Zustandes des Betriebes, da das novellierte 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz nur die Ver- 
mögensauseinandersetzungen mit LPG-Mitglie- 
dern bzw. deren Erben regelt? 


67. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Gegen wen müssen die Inhaber der Kreispacht- 
betriebe ihre Ansprüche richten, und wer ist für 
die Erfüllung der Forderungen zuständig? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 16. September 1991 

Bei den sog. Kreispachtbetrieben handelt es sich um ehemalige landwirt- 
schaftliche Betriebe (außerhalb von LPGs), deren Inhaber verpflichtet 
wurden, ihre Betriebe einschließlich lebendem und totem Inventar über 
den Rat des Kreises einer LPG zur Verfügung zu stellen. Die entsprechen- 
den Verträge enthielten nur z. T. Regelungen über ein Nutzungsentgelt, 
über die Instandhaltung von baulichen Anlagen und eventuelle Aus- 
gleichsleistungen bei Unterlassung der Instandhaltung sowie über die 
Rückgabe des Inventars. Diese Rechtsverhältnisse waren nach den Vor- 
schriften des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes zwischenzeitlich auf- 
zulösen. 

Gesetzliche Regelungen über die Gewährung von Ausgleichsleistungen 
für Wertverluste bestehen nicht. Um Benachteiligungen zu vermeiden, 
prüft die Bundesregierung gegenwärtig, ob diese Tatbestände einer 
gesetzlichen Regelung zugeführt werden können. Die Agrarminister der 
neuen Bundesländer haben zusätzlich eine Arbeitsgruppe gebildet, um 
einen gemeinsamen Standpunkt für die Behandlung der sich in diesem 
Zusammenhang ergebenden Fragen zu gewährleisten. 

Die kommunalen Gebietskörperschaften in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik sind erhalten geblieben; es handelt sich um einen Fall der 
Rechtsidentität. Die Kreise werden lediglich durch andere Organe ver- 
treten. 

Hieraus ergibt sich nicht zwangsläufig, daß den Kreisen die Rechtspflich- 
ten einschließlich möglicher Schadensersatzverpflichtungen aus den 
früher in ihrem Namen abgeschlossenen Verträgen zuzurechnen sind. Die 
Frage, wer Adressat möglicher Ansprüche aus solchen Verträgen ist, wird 
in die vorgenannten Prüfungen mit einbezogen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Soziaiordnung 


68. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung von den 
inzwischen 171 Übereinkommen der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation (IAO) bislang lediglich 
70 als für sich verbindlich anerkannt hat, und wie 
verträgt sich das gegebenenfalls mit der für sich 
reklamierten sozialen Führungsrolle in der EG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 13. September 1991 

Eine Diskussion über die Rolle der einzelnen Mitgliedstaaten in der 
EG-Sozialpolitik läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung keines- 
falls an der Ratifizierung von lAO-Übereinkommen festmachen. Dazu sind 
beide Institutionen viel zu verschieden. Eine Reihe von lAO-Überein- 
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kommen sind schließlich wesentlich durch die Entwicklungsländer und 
die Staaten des früheren Ostblocks mitgeprägt. Im übrigen zeigen 
folgende Zahlen, daß Ihre Schlußfolgerung politisch nicht aussagekräftig 
ist: 

So haben Bulgarien 80, Kuba 86 und Uruguay 90 ratifiziert, während 
Österreich 47, Kanada 27, die Schweiz 47 und die USA 10 Übereinkommen 
ratifiziert haben. Von diesen Zahlen auf die Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen der Arbeitnehmer oder die Qualität der Sozialpolitik in den jewei- 
ligen Staaten zu schließen, scheint mir mehr als problematisch. 

Im übrigen ist folgendes anzumerken: 

Deutschland hat von den IAO -Übereinkommen laut lAO-Statistik 70 rati- 
fiziert. Diese Zahl ist allerdings für eine politische Bewertung nicht aus- 
sagekräftig. Viele Übereinkommen sind nämlich inzwischen inhaltlich 
überholt, zum Teil sogar gekündigt, weil ein revidiertes Übereinkommen 
ratifiziert wurde. Natürlich sind auch Kündigungen aus sonstigen Grün- 
den möglich. In der lAO-Statistik ändert sich jedoch die ausgewiesene 
Ratifikationszahl nicht. Von den 70 irgendwann in der Vergangenheit ein- 
mal ratifizierten bzw. übernommenen Übereinkommen sind bei uns heute 
noch 63 gültig. Die Differenz zwischen ratifizierten und gültigen Überein- 
kommen ist aber in anderen Staaten, u. a. Belgien, Irland, Luxemburg, 
Niederlande und Großbritannien noch größer. 

Eine weitere Besonderheit gilt für einige Übereinkommen, von denen 
ihrer Natur nach Deutschland gar nicht betroffen ist; es handelt sich um 
insgesamt zwölf Übereinkommen, die für Plantagenarbeiter, Eingeborene 
(so die offizielle lAO-Bezeichnung) und Arbeitnehmer in Gebieten außer- 
halb des Mutterlandes gelten. 

Aber auch bei den Übereinkommen, deren Ratifizierung theoretisch 
möglich wäre, sprechen in aller Regel keine politischen Gründe gegen 
eine Ratifizierung. Schon gar nicht ist das geforderte Leistungs- oder 
Schutzniveau zu hoch, sondern bleibt vielfach hinter dem in Deutschland 
geltenden zurück. In der Mehrzahl der Fälle sind es vielmehr system- 
bedingte Einzelfragen, die einer Ratifizierung entgegenstehen. Zum Bei- 
spiel gilt das nicht ratifizierte Übereinkommen 119 zum Maschinenschutz 
auch für gebrauchte Maschinen, während das deutsche Gesetz nur solche 
Maschinen erfaßt, die vom Produzenten oder Importeur in Verkehr 
gebracht oder ausgestellt werden. Eine Erfassung aller gebrauchten 
Maschinen, die von irgendeinem Benutzer später weiterveräußert 
werden, ist verwaltungsmäßig nicht durchführbar. Ein anderes Beispiel: 
das Übereinkommen 103 über Mutterschutz zu ratifizieren, wäre nicht 
vernünftig gewesen, weil uns dies gezwungen hätte, den Arbeitgeber aus 
seiner Lohnfortzahlungsverpflichtung zu entlassen. 

Die Bundesregierung wird ihre aktive Rolle in der EG-Sozialpolitik bei- 
behalten und an den laufenden Richtlinienvorhaben konstruktiv mit- 
wirk en. 

Dies ist vor allem bei der Beratung der Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer deutlich geworden, wo die Bundesregie- 
rung als einziger Mitgliedstaat konkrete, mit den Sozialpartnern erarbei- 
tete Vorschläge für verbindliche Mindestrechte eingebracht hat. 


69. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Welche Konditionen sind für AB -Maßnahmen in 
den neuen Bundesländern bis Ende 1992 geplant, 
insbesondere in bezug auf Lohnkostenzuschüsse, 
Sachkostenzuschüsse, vergünstigte Kredite und 
Anzahl der ABM-Stellen? 
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70. Abgeordneter Plant die Bundesregierung die ABM-Bedingun- 

Christoph gen in den neuen Bundesländern den zur Zeit in 

Matschie den alten Bundesländern gültigen Bedingungen 

(SPD) anzupassen, und wenn ja, bis zu welchem Zeit- 

punkt ist dies vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 12. September 1991 

Mit dem Gesetz zur Änderung arbeitsförderungsrechthcher und anderer 
sozialrechtlicher Vorschriften vohi 21. Juni 1991 wurden die besonderen 
ABM-Förderungsbedingungen, z. B. die Möghchkeit der Bundesanstalt 
für Arbeit, durch Anordnung einen ABM-Zuschuß bis zu 100% des 
Arbeitsentgelts zuzulassen, bis zum 31. Dezember 1992 verlängert. 

Nachdem die Jahreszielgröße für 1991 von 280000 Neueintritten in ABM 
(Arbeitsbeschaffruigsmaßnahmen) Ende August 1991 bereits fast erreicht 
wurde, wurden zusätzlich zu den für ABM zur Verfügung stehenden 
Mitteln aus dem Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit und des Gemein- 
schaftswerks Aufschwung-Ost weitere Verpfhchtungsermächtigungen in 
Höhe von 3 Mrd. DM der Bundesanstalt für Arbeit bereitgestellt, um noch 
weitere ABM in diesem Jahr in einer Größenordnung von rd. 100000 
bewilligen zu können. Gleichzeitig war es jedoch erforderlich, den 
Zuwachs an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu steuern. Mit Erlaß vom 
26. August 1991 hat die Brmdesansfalt für Arbeit daher die Quantität und 
die Konditionen für die ABM-Förderung u. a. durch Kontigentierung der 
Zahl der Neubewilligungen, Festlegung eines Regelhöchstfördersatzes 
von bis zu 90% des Arbeitsentgelts, Reduzierung des Sachkostenzuschus- 
ses auf in der Regel 15 % der Lohnkosten und weitere qualitative Regelun- 
gen beschränkt. 

Ob die Bundesanstalt für Arbeit die Konditionen der ABM-Förderung bis 
1992 nochmals ändern wird, hängt von der Entwicklung des Arbeitsmark- 
tes in den neuen Bimdesländem ab. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in den alten und neuen Bundesländern 
gleiche Bedingungen für die ABM-Förderung zu schaffen. Ob dies bereits 
schon zu Beginn des Jahres 1993 möglich sein wird, hängt auch hier von 
der Entwicklung des Arbeitsmarktes ab. 

71. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Saisonarbeit- 

Simon nehmerstatut dahin gehend zu ändern, daß es 

Wittmann den Bedürfnissen der Fremdenverkehrswirt- 

(Tännesberg) Schaft nach Vermeidung von hohem bürokrati- 

(CDU/CSU) sehen Aufwand und nach der Dauer der Saison 

entsprechenden Beschäftigungsverhältnissen 
gerecht wird, und wie beurteilt sie die Erfahrung 
mit den Dreimonatsverträgen, die jetzt seit mehr 
als einem Jahr möghch sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 16. September 1991 

Der Gesetzgeber hat die Beschäftigung von ausländischen Saisonarbeit- 
nehmem im Rahmen der neuen Regelungen zum Anwerbestopp auf drei 
Monate begrenzt (§19 Abs. 1 Satz 3 Arbeitsförderungsgesetz). Damit soll 
verhindert werden, daß es nicht durch längere Beschäftigungsaufenthalte 
zu einer Verlagerung des Lebens mittelpunktes der Saisonarbeitnehmer in 
der Bundesrepubhk Deutschland kommt und der Anwerbestopp unter- 
laufen wird. 
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Die Bundesregierung hält die bestehende Regelung zur Deckung des 
Saisonbedarfs für ausreichend, zumal die zeitliche Begrenzung nur für 
den einzelnen Saisonarbeitnehmer güt (§ 1 Abs. 3 Arbeitserlaubnisverord- 
nung — AEVO) und deimit den Betrieben die Beschäftigung mehrerer 
Saisonkräfte möglich ist. Hinzu kommt, daß durch den Wegfall der vier- 
jährigen Wartezeit für den Arbeitsmarktzugang nachziehender ausländi- 
scher Familienangehöriger ab 1. Januar 1991 und durch Abschaffung der 
Wartezeit für Asylbewerber ab 1. Juli 1991 in erheblicher Zahl zusätzliche 
Arbeitnehmer zur Verfügung stehen, die insbesondere auch für Saison- 
beschäftigungen im Bereich der Fremdenverkehrswirtschaft in Betracht 
kommen. 

Erfahrungen über die Vermittliing der Saisonkräfte liegen erst für eihen 
Zeitraum von gut fünf Monaten vor. Das Vermittlungsverfahren ist für die 
Arbeitgeber möglichst einfach gehalten worden. Für die Einleitung des 
Verfahrens wird vom Arbeitgeber lediglich eine standardisiertere schrift- 
liche Einstellungszusage verlangt. Innerhalb kurzer Zeit konnten bereits 
rund 88000 ausländische Saisonkräfte vermittelt werden. Für die Vermitt- 
Ituig weiterer Kräfte stehen der Bundesanstalt für Arbeit derzeit noch rund 
20 000 ausländische Bewerber, insbesondere aus Polen, zur Verfügung, 
die wegen fehlender Stellenangebote deutscher Arbeitgeber noch nicht 
vermittelt werden konnten. 

Wie weit sind die Verhandlungen mit der CSFR 
über den Abschluß eines Abkommens über Sozi- 
ale Sicherheit, in dem auch die ärztliche Notfall- 
behandlung der beiderseitigen Staatsbürger 
geregelt ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 16. September 1991 

Zwischen Deutschland und der Tschechoslowakei sind im Frühjahr 1991 
Konsultationen zum Abkommen vom 11. September 1956 zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Tschechoslowakei auf dem 
Gebiet der Sozialpolitik geführt worden. Dieses Abkommen wird auf- 
grund einer Rechtsverordnung der Bundesregierung vom 3. April 1991 
vorübergehend weiter ahgewandt. Im Zusammenhang mit diesen Konsul- 
tationen sind auch Sondierungsgespräche wegen des Abschlusses eines 
Abkommens über Soziale Sicherheit zwischen dem vereinten Deutsch- 
land und der Tschechoslowakei, das auch die ärztliche Notfallbehandlung 
der Krankenversicherten beider Staaten bei Aufenthalt im jeweils ande- 
ren Staat regelt, vorgesehen. Zu weiteren Gesprächen wird es voraussicht- 
lich noch in diesem Jahr kommen. 


72. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


73. Abgeordneter Welche Übungsplätze wird die künftig in Immen- 

Geniot dingen, Donaueschingen und Müllheim statio- 

Erler nierte Deutsch-Französische Brigade nutzen, und 

(SPD) in welchem Umfang soll in Zukunft Gelände des 

Fliegerhorstes Bremgarten für Übungszwecke 
der Deutsch-Französischen Brigade zur Verfü- 
gung stehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 17. September 1991 

Die Bundeswehr unterscheidet zwei Arten von Übungsplätzen: 

- Truppenübungsplätze und 

- Standortübungsplätze. 

Die Truppenübungsplätze werden überregional von allen Truppenteilen 
genutzt. Sie werden daher nicht bestimmten Truppenteilen zur alleinigen 
Nutzung überlassen. In Baden- Württemberg sind zwei Truppenübungs- 
plätze vorhanden: 

- Münsingen und 

- Heuberg/Stetten a. k. M. 

Standortübungsplätze sind erheblich kleiner und liegen meist in unmittel- 
barer Nähe zu einem Standort. 

Sie werden normalerweise nur von Truppenteilen des Standortes und nur 
im Ausnahmefall von Truppenteilen nahegelegener Standorte genutzt. 

Die Deutsch-Französische Brigade wird künftig die Standortübungsplätze 
Immendingen, Donaueschingen und Müllheim nutzen. Daneben werden 
für besondere Schieß- und Übungsvorhaben auch Truppenübungsplätze 
genutzt werden. 

In Müllheim sind die erforderlichen Standorteinrichtungen nicht aus- 
reichend. 

Daher ist vorgesehen, daß künftig von der Luftwaffenliegenschaft Brem- 
garten 

- die Standortschießanlage, 

- die Standortmunitionsniederlage und die 

- Betrieb sstoffeinrichtun gen (z. B. Tanklager, Übernahmestation, Pipe- 
lines, Eisenbahnkesselwagenentladeanlage) 

durch Müllheimer Truppenteile genutzt werden. 


74. Abgeordneter Ist vorgesehen, Hubschrauber der Deutsch-Fran- 

Gernot zösischen Brigade in Bremgarten zu stationieren, 

Erler und sollen zwischenzeitlich französische Hub- 

(SPD) Schrauber, die bisher in Freiburg stationiert sind, 

Gelände in Bremgarten nutzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 17. September 1991 

Die Deutsch-Französische Brigade verfügt über keine Truppenteile, die 
mit Hubschrauber ausgerüstet sind. 

Für eine mögliche Nutzung des Flugplatzes Bremgarten durch franzö- 
sische Hubschrauberverbände aus Freiburg hegen hier keine Anforde- 
rungen vor. 


75. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Welche Manöver, Übungs- und Ausbildungsfahr- 
ten hat die Bundesmarine in der Zeit von 1985 bis 
heute gemeinsam mit Marineeinheiten von 
Nicht-NATO-Staaten durchgeführt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 13. September 1991 

Die Bundesmarine führte seit 1985 bis heute keine Manöver oder Ausbil- 
dungsfahrten mit Marine einheiten von Nicht-NATO-Staaten durch. 

Am 19. August 1991 wurde über einen Zeitraum von dreieinhalb Stunden 
im Seegebiet Deutsche Bucht eine Übung mit dem japanischen Schul- 
schiffverband, welcher vom 21. bis 24. August 1991 Kiel besuchte, durch- 
geführt, Seitens der Marine waren eine Fregatte und sechs Flugzeuge des 
Typs Tornado beteiligt. 


76. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage finden seit kurzem 
müitärische Tiefflugübungen über der Freien und 
Hansestadt Hamburg, insbesondere im Bereich 
des Ortsteils Bergedorf, statt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 17. September 1991 

Der militärische Flugbetrieb der Bundeswehr richtet sich nach der Zentra- 
len Dienstvorschrift ZDv 19/2 (Flugbetriebsordnung für die Bundeswehr) 
und dem Flugbetriebshandbuch des Luftflottenkommandos. Diese Vor- 
schriften haben ihre Grundlage im Luftverkehrsgesetz (LuftVG) und den 
einschlägigen luftrechtlichen Verordnungen. 

Nach der ZDv 19/2 finden über dem aus der Luft erkennbar zum Stadtkern 
gehörenden Siedlungsgebiet von Städten mit mehr als 100000 Einwoh- 
nern innerhalb der auf den Tiefflugkarten dargestellten Grenzen keine 
Flüge unterhalb von 2 000 Fuß (ca. 600 m) statt. Diese Regelung gilt nicht 
für Stadt- oder Ortsteile, die zwar verwaltungsmäßig der Großstadt zuge- 
ordnet sind, aber aus der Luft erkennbar nicht zum Kerngebiet der 
Großstadt gehören und auf den Tiefflugkarten auch nicht entsprechend 
dar ge stellt sind. 


77. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe liegen vor, von der Regelung 
abzuweichen, daß militärische Tiefflugübungen 
nicht über Städten mit mehr als 100000 Einwoh- 
nern stattfinden dürfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 17. September 1991 

Von dieser Regelung wird auch im Falle Hamburgs nicht abgewichen. Das 
Kerngebiet darf nicht unterhalb von 2 000 Fuß überflogen werden. Ober 
dem Stadtteü Bergedorf, der nicht zu dem auf den Tiefflugkarten dar ge- 
stellten Kerngebiet der Stadt Hamburg gehört, sind seit der Verfügbarkeit 
entsprechenden Kartenmaterials im März 1991 infolge der Aufhebung der 
Flugüberwachungszone (ADIZ) Flüge im niedrigen Höhenband oberhalb 
von 1 000 Fuß (300 m) zulässig. 


78. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Freie 
und Hansestadt Hamburg staatsrechtlich eine 
Einheitsgemeinde mit ca. 1,5 Mio. Einwohnern 
ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 17. September 1991 

Der Bundesregierung ist dieser Sachverhalt bekannt. 


79. Abgeordneter 

Ralf 

Walter 

(Cochem) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
der Beantwortung einer Kleinen Anfrage (Druck- 
sache 12/997) über die wirtschaftliche Bedeutung 
von Truppenreduzierungsmaßnahmen der Bun- 
deswehr sowie alliierter Truppenteile, in der sie 
jedoch nur die unmittelbar betroffenen Land- 
kreise in ihren Ausführungen berücksichtigt hat, 
erklären, inwiefern eine darüber hinausgehende 
Betroffenheit festzustellen ist und konkret, inwie- 
fern der Landkreis Cochem-Zell (Rheinland- 
Pfalz) von der Auflösung des amerikanischen 
Truppenstützpunktes Hahn im Hunsrück mitbe- 
troffen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 13. September 1991 

Die Reduzierung auf dem NATO-Flugplatz Hahn umfaßt nach der Ankün- 
digung der US-Streitkräfte Anfang Mai 1991 die fliegenden Verbände mit 
3 173 Soldaten, 61 amerikanischen und 472 deutschen Arbeitnehmern 
sowie eine Sicherungseinheit mit 144 Soldaten. 

Die sonstigen auf dem Rugplatz stationierten US -Einheiten mit ander- 
weitigen Aufgaben verbleiben einstweilen dort, so daß von einer Auf- 
lösung des Truppenstützpunktes derzeit nicht gesprochen werden kann. 
Die US-Streitkräfte werden daher die gesamte Liegenschaft noch weiter- 
hin nutzen. 

Es ist nicht auszuschließen, daß der Landkreis Cochem- Zell von der Redu- 
zierung in Hahn mitbetroffen sein wird. Die Bundesregierung kann dazu 
keine Erklärung abgeben, weil ihr Axt und Umfang der wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den US- Streitkräften in Hahn und dem Landkreis 
Cochem-Zell nicht bekannt sind. 

Der Kreistag des Rhein-Hunsrück-Kreises, der Verbandsgemeinderat der 
Verbandsgemeinde Zell und der Ortsgemeinderat Sohren haben die Aus- 
wirkungen der Reduzierung untersucht. Die dem Bundesminister der Ver- 
teidigung vorgelegten Beschlüsse dieser Gremien sind dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft übermittelt worden. Unter seiner Federführung befaßt 
sich die Bundesregierung seit Anfang 1990 in einer Arbeitsgruppe mit 
Fragen der möglichen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der 
Truppenreduzierung und Ausgleichsmaßnahmen besonders für struktur- 
schwache Gebiete. Die Arbeitsgruppe arbeitet eng mit den Landesregie- 
nmgen und Vertretern der Kommunalen Spitzenverbände zusammen. 
Voraussichtlich Ende September sollen Maßnahmen zur regionalen Wirt- 
schaftsförderung vorgestellt werden. 


80, Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Welche Bereiche in der Altmark erlauben auf- 
grund der in der Antwort der Bundesregienmg 
auf meine schriftliche Frage in Drucksache 
12/1121 genannten „ luftraumstrukturellen 
Besonderheiten" keinen Tief flugbetrieb?- 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 18, September 1991 ^ 

Soweit Flugplatzkontrollzonen und andere durch den Biuidesminister für 
Verkehr veröffentlichte Rugbeschränkungsgebiete in der Altmark gele- 
gen sind, dürfen in diesen mit strahlgetriebenen Kampfflugzeugen grund- 
sätzlich keine Übungsflüge im niedrigen Höhenband durchgeführt 
werden. 

Darüber hinaus gilt dies, bezogen auf das Bundesland Sachsen-Anhalt 
insgesamt, auch für das Kerngebiet von Städten mit mehr als 100000 Ein- 
wohnern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Frauen 


und Jugend 


81. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobbertbien 

(SPD) 

Was ist unter dem Ausdruck „gerechter Anteil" 
zu verstehen und wie hoch ist dieser „gerechte 
Anteil" , den Mädchen nach Aussage der Bundes- 
ministerin für Frauen und Jugend, Dr. Angela 
Merkel, an den 10000 zusätzlichen Ausbil- 
dungsplätzen in der Bundesverwaltung erhalten 
sollen (Frankfurter Rundschau vom 19. August 
1991)? . 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 12. September 1991 

Bei allen Bemühungen zur Verbesserung der Ausbildungssituation in den 
neuen Bundesländern setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß alle 
an der Berufsausbildung Beteüigten darauf achten, daß junge Frauen 
gleiche Ausbildungschancen wie junge Männer erhalten. Insbesondere 
sollen junge Frauen verstärkt auch Ausbildungsplätze in technikorientier- 
ten Berufen angeb oten werden. 

Die konkrete Besetzung der Ausbildungsplätze der Bundesverwaltung in 
den neuen Bundesländern muß sich deshalb grundsätzlich daran orientie- 
ren, wie hoch der Anteil der Mädchen an den Ausbildungsplatzsuchenden 
insgesamt ist und wie viele der noch unvermittelten Ausbildungsplatz- 
bewerber Mädchen sind, wobei sich zwischen den Berufen Unterschiede 
ergeben können. Ende Juh waren 50,9% der beim Arbeitsamt gemeldeten 
Jugendlichen junge Frauen. Ihr Anteil an den noch unvermittelten Ausbil- 
dungsplatzbewerbem lag bei 56,3%. Für die Besetzung der 10000 Ausbil- 
dungsplätze in der Bundesverwaltung kommt es deshalb darauf an, 
gezielt und vorremgig weibliche Auszubildende einzustellen und diese 
auch in technikorientierten Berufen auszubilden. 


82. Abgeordnete Haben Mädchen diesen Anteil tatsächlich erhal- 

Dr. Marliese ten? 

Dobberihien 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 12. September 1991 

Die Einstellungen auf den für das Jahr 1991 zur Verfügung gestellten 
10 000 Ausbildungsplätzen für Jugendliche aus den neuen Bundeslän- 
dern sind noch nicht abgeschlossen. Die einzelnen Bundesressorts stellen 
zu unterschiedlichen Terminen bis Dezember 1991 ein. 

Erst wenn alle Auswahlverfahren und Einstellungen durchgeführt worden 
sind, kann der Anteil der Mädchen in den einzelnen Bereichen festgestellt 
werden. 

Der Bundesminister des- Innern führt z. Z. eine Abfrage über die bis zum 
1. Oktober 1991 erfolgten Einstellungen durch und erbittet auch Aussagen 
über den Anteil der Mädchen. Das Ergebnis dieser Abfrage wird für Mitte 
Oktober erwartet. 


83. Abgeordneter 
Werner 
Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung begonnen, nationale 
Aktionsprogramme zur Umsetzung der 1990 ver- 
abschiedeten Deklaration zum Überleben, zum 
Schutz und zur Entwicklung von Kindern in den 
90er Jahren zu entwickeln, nachdem Bundesprä- 
sident Dr. Richard von Weizsäcker durch seine 
Unterschrift unter dieses Dokument unser Land 
in die Pflicht genommen hat, daran mitzuwirken, 
daß die Überlebens- und Entwicklungsmöghch- 
keiten von Kindern, insbesondere in den Ent- 
wicklungsländern, verbessert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 13. September 1991 

Für Deutschland als Industrie- und Geberland ist hinsichtlich der Folge- 
maßnahmen zum „Weltgipfeltreffen für Kinder" insbesondere Artikel 34 
des Aktionsplans der Veranstaltung relevant. 

In Artikel 34 I werden alle Regierungen auf gef ordert, bis zum Jahresende 
1991 nationale Aktionspläne zur Umsetzung der Beschlüsse des „Welt- 
gipfeltreffens für Kinder" vorzubereiten. Nach allgemeinem Verständnis 
war der „ Kinder gip fei" jedoch vor allem darauf ausgerichtet, die Lage der 
Kinder in den Entwicklungsländern zu verbessern. Sie sind es, denen 
durch die in den Gipfeldokumenten enthaltenen quantifizierten Zielvor- 
gaben in den zentralen Bereichen Gesundheit, Ernährung, Erziehung und 
Entwicklung geholfen werden soll. Das für Fragen der Lage der Kinder in 
unserem Land zuständige Bundesministerium für Frauen und Jugend und 
das Auswärtige Amt sind daher zu dem Schluß gekommen, daß die in Arti- 
kel 34 I vorgesehene Erarbeitung eines nationalen deutschen Aktions- 
plans dem eigentlichen Anliegen des „Weltgipfeltreffens für Kinder" kei- 
nen Nutzen bringen würde. Die Frage wird im Kontakt mit anderen Indu- 
strie- und Geberländern sowie mit Institutionen der Vereinten Nationen 
wie UNICEF jedoch weiter geprüft. 


84. Abgeordneter 

Werner 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Welche Ressorts und Abteilungen sind an der 
Umsetzung der Deklarationsziele beteiligt, und 
ist die Annahme reahstisch, daß sich die Bundes- 
republik Deutschland an den dafür notwendigen 
Kosten in einer Größenordnung beteiligt, die dem 
Durchschnitt unserer nationalen Anteile an Welt- 
gesundheitsorganisation, Welternährungsorga- 
nisation und Weltbank entspricht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 13. September 1991 


Das Auswärtige Amt hat die Dokumente des „Weltgipfeltreffens für 
Kinder" an alle fachlich zuständigen Bundesministerien mit der Bitte 
weitergeleitet, im jeweiligen Verantwortungsbereich die in den Gipfel- 
dokumenten enthaltenen Abreden und Aufgaben weiterzuverfolgen. 

Für Fragen betreffend die Lage der Kinder in der Bundesrepublik 
Deutschland ist das Bundesministerium für Frauen und Jugend zuständig; 
Abteilung „Kinder- und Jugend, Zivildienst". 

Die Zuständigkeit für UNICEF, auf dessen Tätigkeit sich auch der 
Aktionsplan des „Weltgipfeltreffens für Kinder" auswirken kann, liegt 
beim Auswärtigen Amt. 

In Artikel 34 III werden die Geberländer auf gef ordert, ihre Entwicklungs- 
hilf ehaushalte unter dem Blickwinkel der Ziele des „Weltgipfeltreffens für 
Kinder" zu überprüfen. Im Hinblick auf die Förderung ist das Bundesmini- 
sterium für wirtschafthche Zusammenarbeit, Referat Frauen-, Famihen- 
und Jugendfragen, zuständig. 

Die Bundesregierung setzt die Beschlüsse des „Weltgipfeltreffens für 
Kinder" durch ihre Fördermaßnahmen für Kinder in Entwicklungsländern 
in folgenden Bereichen um: 

- Sie fördert künftig verstärkt Vorhaben der Primarschulerziehung und 
Grundbildung als einen Schwerpunkt der Entwicklungspolitik für die 
Legislaturperiode 1991 bis 1994. 

- Vorhaben der Armutsbekämpfung sind ebenfalls ein Schwerpunkt der 
deutschen Entwicklungspolitik. Die Situation der Kinder hängt 
untrennbar von der Situation ihrer Eltern ab. Bessere Lebensbedingun- 
gen für die Eltern bedeuten auch bessere Chancen für ihre Kinder. 

- Außerdem unterstützt die Bundesregierung mit zusätzlichen Mitteln 
für die Internationale Arbeitsorganisation in Genf den Kampf gegen die 
Kinderarbeit in der Dritten Welt. 


85. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache 
und welche Auswirkungen erwartet sie von der 
Kürzung bzw. dem Wegfall der Aufwandszu- 
schüsse für den Zivildienst, die neben den zah- 
lenmäßig nur geringfügig betroffenen Bereichen 
Sport und Umweltschutz ausschließlich die be- 
währten und für die ambulante Sozialarbeit gera- 
dezu charakteristischen Bereiche Mobiler Sozia- 
ler Hilfsdienst (MSHD) und individuelle 
Schwerstbehinderung betreffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 12. September 1991 


Die Kürzung der Aufwandszuschüsse erfolgte im Zusammenhang mit der 
Bereitstellung von erheblich mehr Bundesmitteln für die Förderung der 
Beschäftigungsstellen des Zivil dienstes im Jahre 1991. 
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Während im Haushalt 1990 für Aufwandszuschüsse 115 Mio. DM fest- 
gelegt worden waren, hat die Bundesregierung für dieses Jahr 200 Mio. 
DM bereitgestellt. Für 1992 enthält der Finanzplan 150 Mio. DM. Hiermit 
ist sichergestellt, daß die bisher geförderten Tätigkeitsbereiche MSHD 
und ISB weiterhin Aufwandszuschüsse erhalten und daß die Zivildienst- 
plätze in den neuen Bundesländern besetzt werden können. Die Ver- 
einheitlichung des Tagessatzes der Aufwandszuschüsse auf 11 DM war 
notwendig, um die Mittelerhöhungen in noch vertretbarem Rahmen zu 
halten. 

Bei der Kürzung des Tagessatzes von 17 auf 11 DM ist zu berücksichtigen, 
daß nur ZiviLdienstplätze mit dienstlicher Unterkunft betroffen sind und 
hiervon schon bisher ein Großteil nicht in Anspruch genommen wird, weil 
die darauf eingesetzten Zivildienstleistenden eine Heims chlaferlaubnis 
haben. 

Über die Förderungsmöglichkeiten ab 1993 muß endgültig im Rahmen der 
Beratungen über den Bundeshaushalt 1993 entschieden werden. Die 
Bundesministerin für Frauen und Jugend hat sich wiederholt für eine Bei- 
behaltung der Aufwandszuschüsse ausgesprochen. 

Ein Wegfall der Aufwandszuschüsse würde bedeuten, daß die Träger 
Sozialer Dienste ihre Kostenkalkulation auf die neue Situation einstellen 
müssen. Ob und ggf. welche Auswirkungen dadurch für den betreuten 
Personenkreis entstehen werden, kann von der Bundesregierung nicht 
beurteilt werden, weil dies von den besonderen Verhältnissen des Einzel- 
falls abhängen wird. 


86. Abgeordneter Von welchen Verbänden liegen der Bundesregie- 

Michael rung hierzu bereits Stellungnahmen welchen 

Habermann Inhalts vor? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 12. September 1991 


Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAG) in 
Bonn, der ständige Gesprächspartner der Bundesregierung in Angelegen- 
heiten des Zivildienstes, ist Anfang Juni 1991 über die beabsichtigten 
Finanzierungsmaßnahmen des Bundes unterrichtet worden. Die BAG hat 
die vorgesehene Kürzung des Tagessatzes von 17 DM für die Unter- 
kunftsplätze bedauert und mit Nachdruck die Herbeiführung der Förde- 
rung über 1992 hinaus gefordert. 

Ferner haben sich Landesverbände des DPWV im gleichen Sinne über 
Abgeordnete des Deutschen Bundestages an die Bundesregierung 
gewandt. 

Auch ein Landesverband des Diakonischen Werks der EKD hat die 
Bundesregierung angeschrieben. In dem Schreiben wird die Sorge 
geäußert, daß bei einer sehr späten Entscheidung über die Einstellung der 
Förderung Versetzungen von Zivildienstleistenden notwendig werden 
könnten. Es müßte die Möglichkeit erhalten bleiben, rechtzeitig in Pflege- 
satzverhandlungen zu erreichen, daß andere Kostenträger die Finanzie- 
rung des Essens und der Unterkunft der Zivüdienstleistenden überneh- 
men. 
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87. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung diese? 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 12. September 1991 

Die Bundesregierung wird an dem einheitlichen Tagessatz von 1 1 DM für 
die Aufwandszuschüsse festhalten. Bei zukünftigen Änderungen der 
Förderungsbedingungen wird sie die Verbände zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt unterrichten. Zur Frage der weiteren Förderung ab 1993 wird 
auf die Antwort auf die Frage 85 verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


88. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das bisherige 

Jürgen Wirken des nationalen Drogenplans? 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. September 1991 

Nach Verabschiedung des Nationalen Rauschgiftbekämpfungsplanes 
sind zahlreiche Aktivitäten nicht nur von der Bundesregierung eingeleitet 
worden, sondern von vielen anderen Kräften, die an der Entwicklung des 
Planes beteiligt waren und Verantwortung für seine Umsetzung tragen. 
Die Bundesregierung hat neben intensiver Öffentlichkeitsarbeit, ganz 
besonders die Maßnahmen zur Prävention verstärkt und die Modelle zur 
Betreuung und Behandlung von Drogenabhängigen weiter ausgebaut. In 
den neuen Ländern wird im Bereich der Prävention ein neuer Schwer- 
punkt gesetzt. Das bereits in den alten Ländern erfolgreich arbeitende 
Modellprogramm „mobüe Drogenprävention" ist jetzt auch in den neuen 
Ländern angelaufen. 

Bei der Bekämpfung der Rauschgiftkriminahtät hat die große Menge der 
1990 beschlagnahmten harten Drogen deuttich gemacht, daß die Fahn- 
dungskonzepte im Inland greifen. Mit Hüfe der Vorverlagerungsstrategie 
durch Rauschgiftverbindungsbeamte, Ausstattungs- und Ausbildungs- 
hilfe konnten auch im Ausland bereits große Mengen von Drogen sicher- 
gestellt werden. 

Im Bereich der Gesetzgebung bildet der Gesetzentwurf des Bundesrates 
zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Erschei- 
nungsformen der organisierten Kriminatität zusammen mit der Stellung- 
nahme der Bundesregierung eine gute Grundlage, um das Gesetz- 
gebungsverfahren zügig abschheßen zu können. Hierdurch wird insbe- 
sondere bei der Abschöpfung von Gewinnen der organisierten Kriminah- 
tät eine bisher bestehende Lücke geschlossen. 
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Ferner sind 14 Designerdrogen der Betäubungsmittelkontrolle unterstellt 
worden. Weitere Vorhaben zur Änderung des Betäubungsmittelrechts 
werden noch in diesem Jahr dem Kabinett vorgelegt werden können. 

Die Bundesregierung hat am 24. Juli 1991 den Stand der Umsetzung des 
Nationalen Rauschgiftbekämpfungsplans im Kabinett erörtert und eine 
Bilanz der von ihr durchgeführten Maßnahmen vorgelegt. 

In dem kurzen Zeitraum seit der Verabschiedung des Planes sind wegwei- 
sende Maßnahmen durchgeführt oder eingeleitet worden. Es wird jetzt 
darauf ankommen, daß nicht nur keiner der am Plan Beteiligten in seinen 
Anstrengungen nachläßt, sondern daß vielmehr das Engagement und die 
Bereitschaft zur Kooperation von Ländern, Kommunen, Freien Trägern 
und den anderen Beteiligten noch intensiviert wird. Nur durch die Bünde- 
lung und Verstärkung der Maßnahmen auf allen Ebenen des öffentlichen 
und gesellschaftlichen Lebens kann das Drogenproblem wirksam ange- 
gangen werden. 


89. Abgeordneter 

Johannes 

Singer 

(SPD) 


Wa^ hat die Bundesregierung seit Verabschie- 
dung des Nationalen Drogenbekämpfungsplanes 
zur Förderung von Substitutionsprogrammen 
(z. B.eine Ersetzung von Kokapflanzungen durch 
Kaffee, Früchte usw.) unternommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
voml2. September 1991 

Aus entwicklungspolitischer Sicht umfassen Substitutionsprogramme 
nicht nur den Ersatz von Drogenanbau durch alternative, wirtschaftlich 
attraktive Kulturen, sondern auch den Auf- und Ausbau landwirtschaft- 
hcher Ressourcen und Infrastrukturen, z. B. Beratung, Einsatz von Dünge- 
mitteln und neuem Saatgut, Einführung von Viehhaltung, Vermarktung 
von Alternativfrüchten. Darüber hinaus werden auch die sonstigen 
Rahmenbedingungen im Interesse einer umfassenden ländhchen Ent- 
wicklung gefördert, wie z. B. die Verkehrsinfrastruktur, Wasserversor- 
gung und das Schul- und Gesundheitswesen der Region. Bei den entspre- 
chenden Vorhaben wird in Lateinamerika und Asien zwischen direkten 
und indirekten Substitutionsprogrammen unterschieden. Dabei handelt 
es sich im einzelnen um folgende Maßnahmen: 

A. Maßnahmen mit direktem Substitutionscharakter 

1. Peru: Anbausubstitution/ländliche Regionalentwicklung in und im 

Umfeld von Drogenanbaugebieten 
Laufzeit: 1991 - offen; Umfang 50 Mio. DM FZ 
Durchführung: KfW 

2. Bolivien: Anbausubstitutionsprogramm im Chapare 

Laufzeit: 1991 - offen; Umfang 15 Mio. DM FZ 
Durchführung: KfW 

3. Thailand: Integrated Pocket Area Development Project (IPAD) 

Laufzeit: 1990- 1992; Umfang: 7,7 Mio. DM 
Durchführung: UNDCP 

4. Laos: Entwicklungsprogramm zur Substitution des Mohnanbaus in 

der Provinz Xieng Khonang 

Laufzeit: 1991 - offen; Umfang: 7,65 Mio. DM 

Durchführung: UNDCP 
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B. Maßnahmen mit indirektem Substitutionscharakter 

1. Bohvien: Ländhche Regionalentwicklung in der Region Chocha- 

bamba (Sucaba) 

Laufzeit: 1991 - offen; Umfang: 7 Mio. DM 
Durchführung: KfW 

2. Bolivien: Interpretation und Katastrierung des Chapare-Gebietes 

Laufzeit: 1991 - offen; Umfang: 10 Mio. DM FZ 
Durchführung: KfW 

3. Bolivien: Schaffung alternativer Arbeitsplätze für Wanderarbeiter des 

Coca-Feldbaus 

Laufzeit: 1991 - offen; Umfang 2 Mio. DM FZ 
Durchführung: GTZ 


90. Abgeordneter 

Johannes 

Singer 

(SPD) 


In welchem Umfang unterstützt die Bundesrepu- 
bhk Deutschland das Internationale Drogen- 
kontrollprogramm der Vereinten Nationen in 
Wien, und zwar finanziell und personell? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. September 1991 


Das mit Wirkung vom 1. Januar 1991 neu geschaffene Internationale 
Drogenkontrollprogramm der Vereinten Nationen in Wien (UNDCP) setzt 
u. a. die Arbeit des bisherigen Suchtstoffkontrollfonds der Vereinten 
Nationen (UNFDAC) fort. Die Bundesregierung unterstützt nun UNDCP 
mit einem jährlichen Beitrag zum Kernhaushalt. Der bisherige Jahresbei- 
trag für UNFDAC in Höhe von 3,2 Mio. DM wurde ab 1991 auf 5 Mio. DM 
erhöht. 

Darüber hinaus wurden 1990 aus dem BMZ-Haushalt mit Treuhand- 
mitteln in Höhe von 13,1 Mio. DM gezielt Maßnahmen der Drogen- 
bekämpfung gefördert. Davon sind 5,0 Mio. DM für die Weiterführung 
eines Anbausubstitutionsprogramms in Südkolumbien, 0,45 Mio. DM für 
ein Projekt zur Errichtung von Suchtstof flabors in afrikanischen Ländern 
und 7,65 Mio. DM für ein Substitutionsvorhaben in Laos bereitgestellt 
worden. 

Für 1991 sind 8,2 Mio. DM vorgesehen, und zwar 2,2 Mio. DM für ein res- 
sourcenschützendes Substitionsprogramm in Bolivien, 4,0 Mio. DM zur 
Schaffung alternativer Einkommensmöghchkeiten in Peru und 2,0 Mio. DM 
für ein Präventionsvorhaben in Pakistan. 

Personell fördert die Bundesrepublik Deutschland UNDCP dadurch, daß 
sie dem Programm drei junge deutsche Nachwuchskräfte mit Hoch- 
schulausbildung zur Verfügung stellt, deren derzeitige Verträge bis 
November 1991, Januar 1992 bzw. Juni 1992 laufen. 

UNDCP-Aktivitäten werden auch von der EG unterstützt; die Bundes- 
repubhk Deutschland ist hieran im Rahmen ihrer finanziellen EG -Beiträge 
beteiligt. 


91. Abgeordneter 

Johannes 

Singer 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirksam- 
keit der bisherigen Maßnahmen der Vereinten 
Nationen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 

vom 12. September 1991 " 

Die Bundesregierung beurteilt die Anstrengungen wie auch die Wirksam- 
keit der Maßnahmen der Vereinten Nationen zur Drogenbekämpfung 
positiv. Die multilaterale Zusammenarbeit mit UND CP hat gegenüber der 
bilateralen Hilfe den entscheidenden Vorteil der politischen Neutralität. 
Dadurch können Drogenbekämpfungsprojekte auch in Regionen erfolg- 
reich durchgeführt werden, in denen dies auf bilateraler Basis nicht 
möglich wäre. 

Die Bundesregierung legt deshalb auf eine kontinuierliche Unterstützung 
dieser Aktivitäten besonderen Wert und beteiligt sich an den Bemühun- 
gen, die Effektivität der Maßnahmen zu erhöhen. So förderte sie nach- 
drücklich die Strukturreform der in Wien ansässigen Drogengremien, die 
nun in dem neugegründeten UND CP zusammengefaßt sind. Nach der not- 
wendigen Konsolidierungsphase und dem Abbau eines gewissen Projekt- 
staus ermöglicht UND CP unter Leitung seines Exekutiv direktors Giaco- 
melli, der dem Generalsekretär Perez de Cuellar unmittelbar unterstellt 
ist, den Vereinten Nationen die Anstrengungen im Kampf gegen die 
Drogen auf den verschiedensten Gebieten noch konzentrierter zu verfol- 
gen und weiter zu verstärken. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


92. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Gibt es Vorschriften zur Anbringung von Schutz- 
protektoren an den Leitplanken auf Bundes- und 
nachgeordneten Straßen, und wie verbindlich 
sind diese für die jeweiligen Straßenbauträger? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 12. September 1991 

Angaben über die Anbringung von Anprallschutz dämpf ern für Schutz- 
plankenpfosten sind in den Richtlinien für passive Schutzeinrichtungen an 
Straßen im Kapitel 4.7 enthalten. Diese Richtlinien sind auf Bundesfern- 
straßen grundsätzlich anzuwenden, Ausnahmen sind zu begründen. Der 
Bundesminister für Verkehr hat den Ländern empfohlen, im Interesse 
einer einheitlichen Gestaltung der Straßenausstattung dieser Richtlinien 
auch für die in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden Straßen einzufüh- 
ren. 


93. Abgeordneter 

Peter Harry 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellung hat die Bundesregierung 
über die notwendigen Räumungen von Materia- 
hen aus der militärischen Nutzung in die militä- 
rischen Sperrgebiete an der mecklenburg-vor- 
pommerschen Küste? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 16* September 1991 

Die Bundesregierung hat eine erneute Bestandsaufnahme über in der Ost- 
see versenkte Munition unter Auswertung der jetzt zugänglich gewor- 
denen Informationsquellen veranlaßt. Einbezogen sind auch die Küsten- 
gewässer Mecklenburg- Vorpommerns. Ziel der Bestandsaufnahme ist es, 
die Hinweise in den Seekarten und anderen einschlägigen Bekannt- 
machungen zur Warnung der Schiffahrt und Fischerei zu aktualisieren 
und auch zu prüfen, ob Bergungsmaßnahmen durchgeführt werden 
sollen. 


94. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Welche - Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Verwaltungsvorschriften zur StVO (Zei- 
chen 245, Ziffer 1,2 2. Satz) so zu ändern, daß 
Radfahrerinnen und Radfahrer die Möglichkeit 
haben, solche Straßen zu benutzen, in denen 
Busspuren, aber keine Radwege vorhanden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 

Eine Änderung ist nicht erforderlich, da die bestehende Regelung auf 
Straßen mit Sonderfahr streifen für Linienbusse bei entsprechender ver- 
kehrstechnischer Gestaltung auch den Radverkehr zuläßt. Dieser ist nach 
Ziffer I, 2 der Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zur Straßenverkehrs- 
Ordnung (VwV-StVO) zu Zeichen 245 nur dann auszuschließen, wenn der 
Sonderfahr streifen so angeordnet ist, daß sich die Radfahrerinnen und 
Radfahrer zwischen dem Omnibusverkehr und dem übrigen Kraftfahr- 
zeugverkehr bewegen müßten. Bei dieser Vorschrift muß es aus Sicher- 
heitsgründen bleiben. 


95. Abgeordnete 

Evelin 

Fischer 

(Gräfenhainichen) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten auf Mitsprache haben bei 
der im Entwurf festgelegten ausschheßlichen 
Entscheidungskompetenz des Bundesministers 
für Verkehr über die Linienführung von Bundes- 
verkehrswegen und Standorten für Flughäfen bis 
1995 die nach § 29 Bundesnaturschutzgesetz 
anerkannten Verbände bzw. der einzelne 
Bürger? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 18, September 1991 

Nach § 29 Abs. 1 Nr. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes ist anerkannten 
Naturschutzverbänden in Planfeststellungsverfahren, die mit Eingriffen in 
Natur und Landschaft im Sinne des § 8 dieses Gesetzes verbunden sind, 
Gelegenheit zur Äußerung sowie Einsicht in die einschlägigen Sachver- 
ständigengutachten zu geben. Diese Mitwirkungsmöghchkeit anerkann- 
ter Naturschutzverbände bleibt durch den Entwurf des Verkehrswege- 
planungsbeschleunigungsgesetzes unberührt. 
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96. Abgeordnete 

Evelin 

Fischer 

(Gräfenhainichen) 

(SPD) 


Wie soll die mit der Verkürzung der Planungs- 
dauer bzw. des Planungsverfahrens notwendige 
Planungsqualität bezüglich Umweltverträglich- 
keit und Öffentlichkeitsbeteiligung gesichert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 18. September 1991 

An den materiellen Anforderungen für Verkehrswegeplanungen macht 
der Entwurf des Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetzes keine 
Abstriche. Insbesondere findet wie bisher in jeder Planungsstufe eine Prü- 
fung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens statt. Die erforderliche 
Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt nach dem Gesetzentwurf konzentriert 
im Planfeststellungsverfahren. Die notwendige Planungsqualität ist damit 
sichergestellt. 


97. Abgeordnete 

Evelin 

Fischer 

(Gräfenhainichen) 

(SPD) 


Welche Konsequenzen bezüglich ökologischer 
Belange (Erhalt von Begrünung, Biotopen usw.) 
ergeben sich aus der Tatsache, daß im Gesetzent- 
wurf die Notwendigkeit von Planfeststellungs- 
verfahren bei Änderung von Verkehrs anlagen 
ausgesetzt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 18. September 1991 

Der Gesetzentwurf sieht nicht vor, bei der Änderung von Verkehrswegen 
von Planfeststellungsverfahren abzusehen. In § 3 Abs. 5 des Entwurfs ist 
vielmehr geregelt, daß bei der Änderung eines Verkehrsweges im Plan- 
feststellungsverfahren nur von einem besonderen Erörterungstermin 
abgesehen werden kann. Das Recht der von der Planung betroffenen Bür- 
ger, auch bei der Änderung von Verkehrswegen Einwendungen zu erhe- 
ben, bleibt dadurch unberührt. 


98. Abgeordnete 

Evelin 

Fischer 

(Gräfenhainichen) 

(SPD) 


Welchen Ansatz einer neuen Verkehrspolitik 
bezüglich der Stärkung umweltfreundlicher Ver- 
kehrsträger enthält der neue Gesetzentwurf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 18. September 1991 

Der Entwurf des Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetzes ent- 
hält Verfahrensvorschriften zur beschleunigten Planung von Bundesver- 
kehrswegevorhaben (Schiene, Straße und Wasserstraße) in den neuen 
Ländern sowie im Land Berlin. Welche Vorhaben nach Maßgabe dieses 
Gesetzes beschleunigt geplant werden sollen, ergibt sich erst aus dem 
Gesamtdeutschen Verkehrswegeplan. Der Gesetzentwurf enthält jedoch 
einen Akzent zur Stärkung besonders umweltfreundlicher Verkehrsträger 
durch die Einbeziehung von Straßenbahn- und U-Bahnbauten in die 
beschleunigte Planung. 
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99. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Wie stellen sich Bundesregierung und Deutsche 
Bundesbahn zu dem Problem, daß bei der Ver- 
äußerung der Regionalbusgesellschaften, Linien 
bzw. Liniennetze durch die Bahnbus-Holding 
GmbH die besonders von landes- und 
kommunalpolitischer Seite vorgebrachten struk- 
turpolitischen Einwendungen berücksichtigt 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der ÖPNV am besten „vor 
Ort" organisiert werden kann. Die Veräußerung der Regional-Bus-Gesell- 
schaften wird auf der Grundlage des - vom Bundesminister für Verkehr 
genehmigten - Gesellschaftsvertrages der Bahn-Bus-Holding GmbH 
(BBHG) und der von ihr aufgestellten Rahmenbedingungen erfolgen. 
Diese Rahmenbedingungen beinhalten das Bestreben, ganze Gesell- 
schaften geschlossen zu übertragen, und sehen vor, daß die Erwerber in 
die mit der Deutschen Bundesbahn bestehenden Verträge zur Abstim- 
mung der Fahrpläne von Schiene und Bus und zur Schaffung gemein- 
samer Tarif angebote eintreten müssen. 

Für die BBHG kommen nur leistungsfähige und zuverlässige Erwerber in 
Frage, die eine Gewähr dafür bieten, daß sie in die notwendigen ver- 
traglichen Regelungen zur Weiterbeschäftigung des Personals sowie auch 
in alle vertraglichen Bindungen hinsichtlich der Verkehrskooperationen 
eintreten. 

Die BBHG beabsichtigt dabei keineswegs, über die Vorstellungen der 
Bundesländer zur Neuordnung des ÖPNV hinwegzugehen. Die Länder 
sind über das geplante Vorgehen informiert. Es gilt weiterhin die gene- 
relle Zusage, daß Entscheidungen über eine Veräußerung von Gesell- 
schaften im Benehmen mit den Ländern erfolgen werden. 


100. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
- insbesondere in den Ferienzeiten - weder die 
Parkplätze noch die Parkplätze an den Tank- 
und Rastanlagen ausreichende Kapazitäten für 
Pkws und Lkws aufweisen? 


101. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sind hier erforderlich und 
wann werden sie durchgeführt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 

Es trifft zu, daß in Zeiten mit starkem Reiseverkehr auf Parkplätzen an den 
Hauptreiserouten der Bundesautobahnen und im Bereich von Tank- und 
Rastanlagen Kapazitätsengpässe entstehen können. 

Wo Reserveflächen im Bereich von B AB- Parkplätzen zur Verfügung stan- 
den, ist das Stellflächenangebot jedoch bereits erweitert worden bzw. sind 
Erweiterungen veranlaßt worden. 


54 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/1176 


Zudem wird geprüft, wie durch eine bessere Ausnutzung der zur Ver- 
fügung stehenden Flächen noch zusätzliche Stellflächen geschaffen 
werden können, zum Beispiel durch Änderung der Stellflächenanord- 
nung. 

Bei nicht mehr erweiterungsfähigen Flächen kommen als weitere Alterna- 
tiven, die zur Zeit erarbeitet werden, eine zeitliche Beschränkung der 
Parkdauer oder der Bau einer zweistöckigen Parkanlage in Betracht. 


102. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten für die Entsorgung des Parkplatz- 
Mülls sind in den letzten fünf Jahren jeweils jähr- 
lich angefallen, und welche Bestrebungen erfol- 
gen, um eine größtmögliche Wiederverwertung 
des Abfalls sicherzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 

In den Jahren 1986 bis 1990 sind dem Bund für die Entsorgung der Abfälle 
auf den Parkplätzen der Bundesfernstraßen Kosten in Höhe von insgesamt 
370 Mio. DM entstanden. Das entspricht einem mittleren jährlichen Auf- 
wand von 74 Mio. DM. 

Die Trennung von Wertstoffen auf Parkplätzen wird seit sechs Jahren mit 
steigendem Angebot an Wertstoffbehältern durchgeführt. Eine flächen- 
deckende Erfassung und Wiederverwertung der auf den Parkplätzen 
anfallenden Wertstoffe ist in Vorbereitung. 


103. Abgeordneter Wie ist die Ausstattung von Parkplätzen mit 

Michael WC- Anlagen an den deutschen Autobahnen, und 

Jung welche Maßnahmen werden hier für die Zukunft 

(Limburg) getroffen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 

In den alten Bundesländern stehen gegenwärtig 283 Autobahn- Park- 
plätze mit WC- Anlagen (sogenannte PWC- Anlagen) zur Verfügung. 
Damit sind hier sanitäre Einrichtungen in einem mittleren Abstand von 
ca. 30 km vorhanden. 

Das Bundes Verkehrsministerium hat schon im Jahre 1979 „Hinweise für 
Planung und Bau von PWC- Anlagen" herausgegeben. 

Danach gelten folgende Grundsätze: 

- Neubaustrecken werden mit PWC- Anlagen im Abstand von 12 bis 
15 km ausgestattet, 

- von den vorhandenen Autobahnen sind vorrangig die Hauptdurch- 
gangsstrecken mit PWC- Anlagen auszustatten, und zwar im gleichen 
Abstand von 12 bis 15 km, 

- auf allen übrigen Bundesautobahnen sind in einer ersten Baustufe WCs 
in einem Abstand von 25 bis 30 km (doppelter Regelabstand) vorzu- 
sehen. 
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Im Endzustand sollen an den Bundesautobahnen alle 12 bis 15 km sanitäre 
Einrichtungen zur Verfügung stehen. 

Diese Grundsätze gelten auch für die neuen Bundesländer, wo zur Zeit 
noch keine PWC-Anlagen vorhanden sind. 


104. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Landesregierung von Schles- 
wig-Holstein die Lückenschließung zwischen 
den .Bahnhöfen Hollenbek (Kreis Herzogtum 
Lauenburg) und Zarrentin (Mecklenburg-Vor- 
pommern) für den Bundes verkehrswegeplan 
angemeldet hat, und wie lassen sich damit 
Ankündigungen der Deutschen Bundesbahn ver- 
einbaren, die vorhandene Strecke Ratzeburg — 
Hollenbek im nächsten Jahr vollständig stillzu- 
legen, ohne daß der Deutsche Bundestag über 
den neuen Bundesverkehrswegeplan beraten 
hätte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 17, September 1991 

Es trifft zu, daß die Landesregierung von Schleswig- Holstein bei ihren 
Anmeldungen für den Gesamtdeutschen Verkehrswegeplan auch die 
Wiederherstellung der Schienen Verbindung Hollenbek — Zarrentin auf- 
geführt hat. 

Es trifft nach Aussage der Deutschen Bundesbahn nicht zu, daß sie den 
Güterverkehr auf der Strecke Ratzeburg — Hollenbek mit Ablauf des 
Jahres 1991 einzustellen beabsichtigt. Sie hat auch das hierzu nach dem 
Bundesbahngesetz notwendige Verfahren nicht eingeleitet. 


105. Abgeordneter 
Theo 
Magin 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Absicht der Deut- 
schen Bundesbahn bekannt, mit Beginn'des Som- 
merfahrplans 1992 den IC/EC-Haltepunkt in 
Neustadt an der Weinstraße aufzuheben, den 
IC/EC-Haltepunkt Homburg aber beizubehalten, 
und was beabsichtigt die Bundesregierung, den 
strukturpolitisch notwendigen IC/EC-Halte- 
punkt in Neustadt an der Weinstraße weiter 
bestehen zu lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) beabsichtigt, zum 31. Mai 1992 die EC/IC- 
Linie 9 in der Verbindung (Paris — ) Saarbrücken — Mannheim — Frank- 
furt/Main — Erfurt — Leipzig — Dresden einzurichten. Homburg und 
Neustadt sind dabei aufgrund der Analyse des IC-Reisendenpotentials 
nicht als EC/IC-Systemhaltebahnhöfe vorgesehen. 

In Homburg werden aber zunächst versuchsweise während des Fahrplan- 
jahres 1992/93 alle EC/IC-Züge der Linie 9 halten. Die Beibehaltung 
dieses Angebotes über das Fahrplanjahr 1992/93 hinaus setzt eine deut- 
liche Zunahme des IC-Reisendenaufkommens voraus. 
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Für Neustadt sieht die DB im Fahrplanjahr 1992/93 in Tagesrandlage den 
Halt der Züge EC 53, IC 653/652 und IC 813/812 vor. Die DB hält diese in 
unternehmerischer Eigenverantwortung getroffene Entscheidung für 
gerechtfertigt, da den Reisenden aus Neustadt (Weinstraße) mit den Inter- 
Regio-Zügen der Linie 26 (Saarbrücken — Lindau) eine direkte Fernver- 
kehrsanbindung angeboten wird und darüber hinaus Eü- und Nahver- 
kehrszüge den Anschluß an die EC/IC-Züge der Linie 9 in Saarbrük- 
ken/Kaiserslautern/Mannheim gewährleisten. 


106. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Trifft es zu, daß sich nach der Wiederherstellung 
der deutschen Einheit der Güter- und Personen- 
verkehr auf der Strecke Hamburg — Berlin mehr 
als verdreifacht hat und damit zu einer erheb- 
lichen Lärmbelästigung für die Anwohner der 
Eisenbahnstrecke im Bereich Hamburg geführt 
hat? 


107. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die zusätzliche Lärmbelästigung 
im wesentlichen durch die russischen Dieselloks 
der Baureihe 132, auch „Taiga-Trommel" ge- 
nannt, ausgeht, die aufgrund unzureichender 
Lokkapazitäten der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Reichsbahn übernommen werden 
mußten? 


108. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung kurzfristig die Mög- 
hchkeit, den Einsatz der „Taiga-Trommel" zu- 
mindest in den Nachtstunden zu unterbinden, 
und welche zusätzlichen Möglichkeiten bestehen 
mittelfristig, zu einer Lärmreduzierung zu 
kommen? 


109. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Wie lange wird es dauern, bis Lokomotiven der 
Baureihe 132 durch weniger lärmerzeugende 
Loks ersetzt werden, und plant die Bundesregie- 
rung zusätzliche bauliche Lärmschutzmaßnah- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 17. September 1991 

Nach der Wiederherstellung der Einheit Deutschlands hat sich auf dem 
Abschnitt Hamburg — Bergedorf der zweigleisigen Eisenbahnstrecke 
Hamburg — Berlin das Verkehrsaufkommen und damit die Zahl der Züge 
im täglichen Durchschnitt um rund 20 % erhöht. 

Die Schallemissionen der Diesellokomotiven der Baureihe 132 der Deut- 
schen Reichsbahn (DR), die immer wieder mit den im Volksmund „Taiga- 
Trommel" bezeichneten Dieselloks der Baureihe 120 der DR verwechselt 
werden und die aus betrieblichen Gründen jetzt auch im Bereich der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) eingesetzt werden, sind nachweisüch niedriger 
als die der vergleichbaren DB-Lok der Baureihe 218, dennoch wird die 
Lärmbelästigung durch die Anwohner subjektiv als stärker empfunden. 
Dies hat ihre Ursache offensichtlich in den hochfrequenten Störgeräu- 
schen der Abgasturbolader. 
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Eine Verminderung des Einsatzes dieser Loks - insbesondere in den 
Nachtstunden - ist aufgrund der zu erbringenden Transportleistungen im 
Güterverkehr imd der starken Streckenbelastung in den Tagesstunden 
vor allem durch den Personenfernverkehr und die S-Bahn nicht möglich. 
Die DR hat aber kurzfristig Maßnahmen an den Triebfahrzeugen vorge- 
sehen, durch die die Lärmab Strahlung vermindert werden soll. Desweite- 
ren wird gemeinsam von DB und DR geprüft, ob ein Ersatz der Triebfahr- 
zeuge durch die Lok-Baureihe 119.3 ab dem 1. Halbjahr 1992 möglich ist. 

Die Strecke Hamburg — Berlin wird bis 1997 elektrifiziert und ausgebaut. 
Neben dem dann möglichen Einsatz deutlich leiserer Elektro- Loks sind in 
diesem Rahmen auch Lärmvorsorgemaßnahmen entlang der Strecke nach 
den Bestimmungen des Bundes-Immisionsschutzgesetzes und der Lärm- 
schutzverordnung vorgesehen. 


HO. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Wie sieht die regionale Aufteilung der Investi- 
tionsmittel der Deutschen Bundesbahn aus (pro- 
zentuale Verteüung)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 16. September 1991 

Die Bauausgaben der Deutschen Bundesbahn (einschließlich Strek- 
kenausbau- und Lückenschlußmaßnahmen, jedoch ohne GVFG-Maßnah- 
men) betragen für 1990 3513 Mio. DM und für 1991 3626 Mio. DM, die 
sich wie folgt auf die einzelnen Bundesländer verteilen: 



1990 
Mio. DM 

% 

1991 vsl. 
Mio. DM 

% 

Baden-Württemberg 

737 

21,0 

602 

16,6 

Bayern 

596 

17,0 

891 

24,6 

Bremen 

26 

0,7 

24 

0,7 

Hamburg 

254, 

7,2 

333 

9,2 

Hessen 

733 

20,9 

698 

19,2 

Niedersachsen 

338 

9,6 

236 

6,5 

Nordrhein-Westfalen 

594 

16,9 

573 

15,8 

Rheinland- Pfalz 

146 

4,2 

174 

4,8 

Saarland 

30 

0,8 

40 

1,1 

Schleswig- Holstein 

59 

1,7 

55 

1,5 

Summe 

3 513 

100,0 

3 626 

100,0 


Die genannten Zahlen sind maßnahmebezogen und keine länderbezo- 
gene Quotierung. 


111. Abgeordneter 

Ralf 

Walter 

(Cochem) 

(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung mit meiner Bewer- 
tung überein, daß die Folgenlosigkeit von empiri- 
schen Studien, welche die positiven Wirkungen 
einer Einführung von Tempobegrenzungen auf 
Autobahnen für Umwelt und Unfallhäufigkeit 
belegen, Ausdruck einer lernpathologischen 
Haltung im pohtischen Willensbildungsprozeß 
der staatlichen Institutionen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist, sofern sie dies nicht ist; 
warum nicht? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 


Die Bundesregierung stimmt mit der Wertung nicht überein. Es ist all- 
gemein anerkannt, daß die nicht der Verkehrs Situation angepaßte 
Geschwindigkeit Ursache für Unfälle auf den Autobahnen ist. Zudem güt 
als gesichert, daß sich die weit überwiegende Zahl der Unfälle deutlich 
unterhalb der Richtgeschwindigkeit ereignen. Unter Sicherheitsgesichts- 
punkten ist daher nicht ein generelles, starres Tempolimit, sondern viel- 
mehr eine situationsangepaßte, ggf. sogar technisch gesteuerte flexible 
Verkehrsregelung im Einzelfall erfolgversprechender, z. B. an Unfall- 
schwerpunkten, Verkehrsengpässen und auf witterungsbedingt gefähr- 
deten Streckenabschnitten. Für rechnergestützte Verkehrsbeeinflus- 
sungsanlagen wird die Bundesregierung bis 1994 450 Mio. DM aus- 

geben. 

Auch aus Umweltschutzgründen ist ein allgemeines Tempolimit wenig 
sinnvoll. Das Ergebnis des Abgas- Großversuchs hat gezeigt, daß sich 
selbst bei einer Begrenzung auf 100 km/h eine verschwindend geringe 
Reduzierung der Abgasschadstoffe (ca. 1%) ergab. 

Durch ein umweltschonendes Fahrverhalten (möglichst gleichmäßige 
Fahrweise, Vermeidung starker Beschleunigungen, Fahren im günstigen 
Drehzahlbereich) und den Einsatz schadstoffreduzierter Kraftfahrzeuge 
werden erheblich größere Einsparungen erzielt. Die Bundesregierung 
wird in einer Öffentlichkeitskampagne über den umweltschonenden 
Betrieb von Kraftfahrzeugen informieren. 


112. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise will die Bundesregierung dazu 
beitragen, die Probleme des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs zu lösen, und welche finanzielle 
Beteiligung ist vorgesehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 13. September 1991 


Obwohl nach Artikel 30 des Grundgesetzes die Ausübung der staatiichen 
Befugnisse und die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben auf dem Gebiet 
des ÖPNV grundsätzlich Sache der Länder ist - mit Ausnahme des Schie- 
nenpersonennahverkehrs der Deutschen Bundesbahn (DB) und der Deut- 
schen Reichsbahn (DR) gewährt der Bund im Rahmen des Artikels 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes mit dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz (GVFG) den Ländern Finanzhilfen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden. In den Jahren 1967 bis 1990 erhielten die 
Länder für Investitionen im Bereich des ÖPNV fast 26 Mrd. DM an FÖrder- 
nütteln. 

Der Schienenpersonennahverkehr der DB und der DR wird mit erheb- 
lichen Finanzleistungen der Bundesregierung unterstützt. Im Entwurf des 
Bundeshaushalts 1992 sind allein für den Bereich der DB rd. 4 Mrd. DM zur 
Abgeltung besonderer Belastungen im Schienenpersonennahverkehr 
vorgesehen; die DR soll 2,4 Mrd. DM zum teilweisen Ausgleich niedrige- 
rer Personen Verkehrstarife erhalten. 
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Aufgrund vom Bund finanzierter zahlreicher Forschungsvorhaben 
werden den Trägem des ÖPNV zudem Erkenntnisse zur Verfügung 
gestellt, die zu konkreten Verbessemngen des ÖPNV-Angebots führen 
sollen. Die Bundesregierung hat dafür im Rahmen des GVFG in den 
Jahren 1967 bis 1990 rd. 120 Mio. DM bereitgestellt. Die Bandbreite der 
Forschung reicht von der Sammlung und Verwertung ausländischer 
Erf ahmngen im ÖPNV über die Ermittlung der Möghchkeiten der Integra- 
tion unterschiedhcher Betriebsformen zu einheitiichen ÖPNV-Betriebs- 
konzepten im ländhchen Raum bis hin zur Ermittlung von Verlagemngs- 
potentialen und Verlagerungsstrategien auf den ÖPNV in hochbelasteten 
Straßenkorridoren. 

Über 20 Mio. DM hat die Bundesregierung ferner bisher für die Erprobung 
neuartiger und umfassender Formen der Zusammenarbeit im Bereich des 
ÖPNV in den Räumen Hohenlohekreis, Lippe, Tübingen, Saarland und 
Wunsiedel (im bisherigen Zonenrandgebiet) bereitgestellt. Mit diesen 
ÖPNV-Modellvorhaben werden praxisorientierte Lösungsansätze für die 
Organisation der Zusammenarbeit zwischen den Verkehrsunternehmen 
einerseits und den kommunalen Gebietskörperschaften andererseits 
sowie für eine möglichst optimale Abstimmung und kostengünstigsten 
Einsatz der Verkehrsmittel auf gezeigt, die auch in anderen Räumen 
Anstoß und Vorbild für Verbesserungen des ÖPNV-Angebots sein 
können. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Steueränderungs- 
gesetzes 1992 sieht vor, die finanziellen Hilfen für ÖPNV-Investitionen 
nach dem GVFG im Jahr 1992 um 750 Mio. DM, in den Jahren 1993 bis 
1995 um jährlich 1,5 Mrd. DM aufzustocken, um so einen zusätzhchen 
Beitrag zur Attraktivitätssteigerung der ÖPNV- Angebote zu leisten. Erst- 
malig soll auch die Beschaffung von Schienenfahrzeugen des ÖPNV sowie 
von Haltestelleneinrichtungen förderfähig werden. 

Ein spezieller Arbeitskreis aus Vertretern des Bundes, der Länder sowie 
der Kommunalen Spitzenverbände unter Beteiligung der Finanzressorts 
erarbeitet derzeit Vorschläge, die zu einer einvemehmhchen Klärung der 
Aufgaben- und Finanz Verantwortung im ÖPNV insgesamt führen sollen. 
Ziel aller Beteiligten ist eine Regionahsierung des ÖPNV bei gleichzei- 
tiger zweckgebundener Verbesserung der Finanzausstattung der regio- 
nalen Gebietskörperschaften 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


113. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen über Ausmaß, Ursachen 
und Schäden liegen der Bundesregierung über 
die Kieselalgenblüte in der Nordsee (Deutsche 
Bucht) vor? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 16. September 1991 

Die Bundesregierung hat von den Ergebnissen einer Forschungsreise 
Hamburger Wissenschaf Üicher bisher ledighch über Agenturmeldungen 
erfahren. Wissenschaftlich fundierte Berichte über die während der 
Forschungsreise beobachteten Kieselalgenblüte in der Nordsee hegen der 
Bundesregierung bisher noch nicht vor. 
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114. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Hamburger Wissenschaftlers (Institut für Botanik 
der Universität Hamburg), daß diese Kieselalgen- 
blüte durch neue Waschmittel verursacht sei, 
welche als Phosphat-Ersatz Silikate enthielten? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 16. September 1991 

Nein. 


115. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die These, daß 
Phosphatersatzstoffe, deren Verwendung durch 
die Phosphathöchstmengenverordnung erzwun- 
gen wurde, umweltschädlicher seien als das 
Waschmittelphosphat selbst? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 16. September 1991 

Die These, wonach Phosphatersatzstoffe in Waschmitteln umweltschäd- 
licher seien als Phosphat, ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
haltbar. Insbesondere für den Stoff Zeolith A, einer Natriumaluminiumsili- 
katverbindung, kann dies ausgeschlossen werden. Zeolith A wurde vor 
Erlaß der Phosphathöchstmengenverordnung von 1980 in Forschungsvor- 
haben des Bundes und der Industrie intensiv auf mögliche negative 
Umweltauswirkungen, darunter auch auf eine mögliche Förderung des 
Kieselalgenwachstums, untersucht. Die Ergebnisse, die in einer Doku- 
mentation des Umweltbundesamtes veröffentlicht wurden, zeigten, daß 
Zeolith A als umweltverträglich und damit als umweltfreundlicher als 
Phosphat anzusehen ist. Silicium, das Hauptelement von Silikaten, ist 
nach dem Sauerstoff in der Erdrinde am meisten natürhch verbreitet 
(26 %); es kommt in Mineralien, z. B. Tonmineralien, als Kieselsäure oder 
als deren Salze (Silikate) vor. Der in die Gewässer durch Zeolith A gelan- 
gende Anteil an Silicium ist im Vergleich zum natürlich vorkommenden 
Silicium sehr gering. 

Dagegen konnte die Phosphatbelastung der Gewässer durch Wasch- und 
Reinigungsmittel von 42000 Tonnen im Jahr 1975 auf unter 5000 Tonnen 
im Jahr 1989 gesenkt werden. 


116. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß es bei entsprechenden Investi- 
tionen einwandfrei möglich ist, Phosphate in 
Klärwerken zu beseitigen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 16. September 1991 

Die gezielte Phosphatreduzierung in Kläranlagen ist inzwischen allge- 
mein anerkannte Regel der Technik. In der Rahmen- Abwasserverwal- 
tungsvorschrift sind 1989 für die phosphatrelevanten Abwasserherkunfts- 
bereiche Mindestanforderungen in Form von Grenzwerten festgelegt 
worden. Sie gilt für Kläranlagen mit einem Anschlußwert von 20000 Ein- 
wohnern und mehr. Diese Grenze muß gemäß einer im Frühjahr dieses 
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Jahres verabschiedeten EG-RichtÜnie auf 10000 Einwohnerwerte herab- 
gesetzt werden. Die Phosphatab Scheidung aus dem Abwasser in Kläranla- 
gen ist als zusätzhche und nicht als einzige Maßnahme notwendig, um alle 
Möghchkeiten auszuschöpfen, den Nährstoffeintrag in die Gewässer dra- 
stisch zu senken. Nur so kann z. B, das zwischenzeitlich für 1995 gesteckte 
Ziel erreicht werden, den Phosphoreintrag in Nordsee und Ostsee auf die 
Hälfte zu reduzieren, um damit die Eutrophierung der Meere entschei- 
dend zu bekämpfen. 


117. Abgeordneter Wie hoch lag die Quotenerfüllung bei den Br an- 

Dr. Wolfgang chenabkommen über FCKW, Lacke, Asbest? 

Götzer 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 13. September 1991 


Bei den erwähnten „Branchenabkommen" handelt es sich nicht um 
Abkommen, etwa im Sinne vertraghcher Vereinbarungen, sondern viel- 
mehr um freiwillige, einseitige „Branchenzusagen". Mit diesen Zusagen 
informierten die jeweiligen Industrieverbände den für Umweltschutz 
zuständigen Bundesminister über die Selbstverpflichtung ihrer Mitglieds- 
firmen, die Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums zu verringern bzw. einzustellen. 

Die Zusage der im seinerzeitigen Wirtschaftsverband Asbestzement e. V. 
zusammengeschlossenen Unternehmen aus dem Jahr 1984, den Einsatz 
von Asbest bei der Herstellung von Hochbauprodukten kontinuierlich zu 
verringern und bis Ende des Jahres 1990 vollständig einzustellen, ist frist- 
gerecht erfüllt worden. 

Die Mitglieder des Verbandes der Lackindustrie e. V. hatten sich 1984 ver- 
pflichtet, den Anteil an organischen Lösungsmitteln und umweltrelevan- 
ten Schwermetallen, insbesondere an Blei- und Chrom (VI) -Verbindun- 
gen, bis zum Jahr 1989 um 20 bis 25%, bezogen auf das Jahr 1983, zu 
verringern. Diese Zusage ist nur hinsichüich der Schwermetalle erfüllt 
worden. So sank im Zeitraum von 1983 bis 1989 der Einsatz von Bleichro- 
maten um 38,4%, von anderen Bleiverbindungen um 16,4%, von Chrom 
(VI) -Verbindungen um 37,8% und von Cadmium um praktisch 100%. 
Dagegen blieb die Einsatzmenge organischer Lösungsmittel im gleichen 
Zeitraum nahezu unverändert und lag absolut betrachtet im Jahr 1989 
sogar um 3,7% über der des Jahres 1983. Da die Lackproduktion von 1983 
bis 1989 allerdings stärker zugenommen hat als der Lösungsmittelver- 
brauch, ergibt sich für das Jahr 1989 bei Bezug auf die gleiche Produk- 
tionsmenge ein relativer Rückgang des Einsatzes organischer Lösungs- 
mittel von 7,1% gegenüber dem Jahr 1983. 

Nach der Zusage der Industrie-Gemeinschaft Aerosole e. V. aus dem Jahr 
1987 sollten die Mitgliedsfirmen den FCKW-Einsatz in Spraydosen 
gegenüber dem Bezugsjahr 1976 nüt einem FCKW- Verbrauch von 53 000 1 
bis zum 31. Dezember 1988 um mindestens 75% und bis zum 31. Dezem- 
ber 1989 um mindestens 90% verringern. Bereits im Jahr 1988 verbrauchte 
die deutsche Aerosolindustrie nur noch 4760 t FCKW und lag damit um 
mehr als 90% unter der Einsatzmenge des Jahres 1976. Mit 2 646 1 lag der 
FC KW- Verbrauch der Aerosolindustrie im Jahr 1989 um etwa 95% unter 
dem des Jahres 1976. 
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118. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Wie wurden diese Branchenabkommen kartell- 
rechtlich beurteilt? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 13. September 1991 

Aufgrund des empfehlenden Charakters der Branchenzusagen und der 
individuellen Möglichkeiten der Firmen, die jeweiligen Selbstverpflich- 
tungen umzusetzen, wurden die Zusagen wegen ihrer um weltpolitischen 
Zielsetzung kartellrechtlich nicht beanstandet. 


119. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung bisher getan, um 
die Bevölkerung über die zum Klimaschutz erfor- 
derlichen Maßnahmen und Verhaltensänderun- 
gen zu informieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Schmidbauer 
vom 11. September 1991 

Die realen Gefahren für die globale Umwelt fordern ein neues Denken und 
Handeln. 

Globalen Umweltproblemen, wie der Veränderung der Erdatmosphäre 
oder der Zerstörung der Ozonschicht, kann nur durch konsequentes Han- 
deln begegnet werden. 

Dazu sind Anstrengungen von jedermann erforderlich: Von Industrie und 
Energiewirtschaft, Autofahrern und Verbrauchern, 

Um dem bestehenden Aufklärungsbedarf in der Bevölkerung nachzu- 
kommen, hat sich das Bundesumweltministerium bisher u. a. mit folgen- 
den Maßnahmen an die speziellen Zielgruppen gewandt: 

BMU 


Auflage pro Ausgabe 


- Broschürenreihe „Umwelt '90", speziell die 
Broschüren „ Umweltpolitik - Ziele und 

Lösungen " , „ Luftreinhaltung/Lärmbekämpfung" insges. 700 000 

- Verbraucher-Magazin „Wir und unsere Umwelt" , 

alle Ausgaben (drei Ausgaben pro Jahr) 750 000 

- Publikationsreihe Umweltpolitik 

- Bericht der Bundesregierung an den Deutschen 

Bundestag über Maßnahmen zum Schutz der Ozonschicht 13 000 

- Beschluß der Bundesregierung zur Reduzierung der 
CO 2 - Emissionen in der Bundesrepublik Deutschland bis 

zum Jahr 2005 12 000 

- Fachzeitschrift „Umwelt", alle Ausgaben 

(monatliche Erscheinungsweise) 7 600 

- Umwelt- Produkt-Info-Service 30000 

- Faltblatt „ Global denken - lokal handeln 20 000 

- Wanderausstellung „Umwelt und Naturschutz in der 
Bundesrepublik Deutschland" 
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- Videofilm „Ozonloch" 

- Informationspapiere 

- Montrealer FCKW- Vereinbarung von 1987 drastisch 
verschärft 

- FCKW- Ausstiegskonzept endgültig beschlossen 

- Bundeskabinett beschließt nationales C02-Minderungs- 
programm zum Klimaschutz 

- Kurzinformation zur Konferenz „Umwelt und Entwicklung" 
der Vereinten Nationen Juni 1992/Brasüien 

- Pressemitteilungen des BMU zum Thema „Khmaschutz" 

- 1990: 11 Pressemitteilungen 

- 1991: bisher 10 Pressemitteilungen 

Auch das dem Bundesumweltministerium nachgeordnete Umwelt- 
bundesamt hat im Rahmen der Verbraucher aufklärung Informations- 
materialien zum Thema „Klimaschutz" erarbeitet. Dazu gehören u. a.: 

Auflage pro Ausgabe 

- Broschüre „Klimaveränderung und Ozonloch" 300000 

- Bericht „Verzicht aus Verantwortung - 

Maßnahmen zur Rettung der Ozonschicht " 3000 

- Videofilm „Rabbelschnuh 11" 

Darüber hinaus ist die Thematik „Klimaschutz" auch Bestandteil der 
Öffentlichkeitsarbeit in den nachstehend genannten Ressorts: 


BMFT 

Auflage pro Ausgabe 


- Broschüre „Klimaprobleme und ihre Erforschung" 32680 

- Broschüre „Ozonforschungsprogramm (deutscher 

Beitrag zur Klima- und Atmosphärenforschung) 39 335 

- Broschüre „Förderschwerpunkt zum Treibhauseffekt" 32700 

- Broschüre „Global Change - Unsere Erde im Wandel" 63 040 

- Broschüre „Umweltforschung und Umwelttechnologie - 

Programm 1 989 - 1 994 " 65 8 1 0 

- Informationsheft „Prisma" des Nationalen Global 

Change Sekretariats (Erscheinungsweise vierteljährlich) 3 000 

- BMFT- Journal (Erscheinungsweise sechsmal jährlich) 60000 

- 11 Pressekonferenzen zu Fragen der Klima- und 
Umweltforschung 


- Wanderausstellung „Umweltforschung" (seit Januar 1991 bis- 
her an acht Standorten in den alten und neuen Bundesländern) 

- Fachwissenschaftliche Öffentlichkeitsarbeit 


BMV 


- Broschüre „Umweltschutz im Verkehr" 


Auflage pro Ausgabe 
50000 
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BMWi 

Auflage pro Ausgabe 


- Broschüre „Heizkostensparen- Umwelt schonen” 300000 

- Broschüre „Haushalten im Haushalt" 750000 

- Broschüre „Mehr Kilometer mit weniger Benzin" 700000 

- Broschüre „Weniger Heizkosten" 460000 

- Broschüre „Verbrauchsabhängige Abrechnung" 500000 

- Faltblatt in „Damit Sie Ihr Geld nicht verheizen" 400000 

- Faltblatt „So hilft der Staat beim Heizenergiesparen" 700000 


- Filme im Vertrieb der Landesfilm dienste in den 
alten und neuen Bundesländern 

- „Benzin sparen beim Fahren" 

- „ Sparen schon vorm Fahren " 

- „ W är medämmung " 

- Beihefter für Programmzeitschriften zum Thema 

„Energie- und Heizkostensparen" (seit 1979 zweimal pro Jahr) 

BMBau 

Auflage pro Ausgabe 

- Broschüre „Energiesparbuch für das Eigenheim" 100000 

- Faltblatt „Richtiges Lüften beim Heizen" 100000 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Teiekommunikation 


120. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Wie sieht für 1990 und 1991 die Aufteilung der 
Investitionsmittel der Postdienste aus (prozen- 
tuale Aufteilung)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wilhelm Rawe 
vom 16. September 1991 

Investitions mittel in einer Gesamthöhe von 21,746 Mrd. DM sind im Jahr 
1990 von den Unternehmen der Deutschen Bundespost ausgegeben 
worden, davon 19254,7 Mio. DM von der Deutschen Bundespost TELE- 
KOM West, 1 379,6 Mio. DM von der Deutschen Bundespost POSTDIENST 
West, 948,6 Mio. DM von der Deutschen Bundespost TELEKOM und 
POSTDIENST Ost gemeinsam und 163,8 Mio. DM von der Deutschen 
Bundespost POSTBANK. Dies geht aus den vorgelegten Jahresabschlüs- 
sen für das Jahr 1990 hervor. Die prozentuale Aufteüung dieses Betrages 
auf die Unternehmen der Deutschen Bundespost kann nicht gegeben 
werden, da für das Jahr 1990 u. a. für das Beitrittsgebiet nur ein gemein- 
samer Jahresabschluß für die Deutsche Bundespost TELEKOM und für die 
Deutsche Bundespost POSTDIENST aufgestellt werden konnte. 
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Für das Jahr 1991 weisen die Wirtschaftspläne der Unternehmen der Deut- 
schen Bundespost ein Gesamtvolumen für Investitionsmittel in Höhe von 
31,933 Mrd. DM aus. Davon entfallen auf die Deutsche Bundespost TELE- 
KOM 29,575 Mrd. DM mit einem Anteü von 92,6 Prozent, auf die Deutsche 
Bundespost POSTDIENST 2,024 Mrd. DM mit einem Anteil von 6,3 Pro- 
zent und auf die Deutsche Bundespost POSTBANK 0,334 Mrd. DM mit 
einem Anteil von 1 , 1 Prozent. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


121. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, ähnlich wie das in 
der Schweiz für Bundesbauten, Bauten der Post 
und der Bahn geschehen ist, für Bundesbauten 
festzulegen, daß in ihnen ab sofort keine Polyur- 
ethan-Schaumplatten und -Schäume (PUR) und 
keine extroduierten Polysterol-Schaumplatten 
(XPS) mehr eingesetzt werden und damit einen 
beispielhaften Beitrag zur Reduzierung der die 
Ozonschicht zerstörenden FCKW- und HFCKW- 
Gase zu leisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 16. September 1991 


Nach der FCKW-Halon- Verbots- Verordnung vom 6. Mai 1991 tritt das 
Verbot der Herstellung und des Inverkehrbringens von Polyurethan- 
Dämmstoffen und extrudierten Polysterol-Schaumplatten am 1. Januar 
1995 in Kraft. Schon heute werden extrudierte Polysterol-Schaumplatten 
vollständig mit Ersatztreibmitteln hergestellt. Bei den Polyurethanen 
befindet sich die Industrie im Umstellungsprozeß; die entsprechenden 
Produkte werden bereits jetzt zum Teil mit Ersatztreibmitteln hergestellt. 

Die Bundesregierung hält Festlegungen in Anlehnung an die Schweizer 
Regelungen aus folgenden Gründen nicht für angebracht: 

1. Die öffenthche Hand, und im vorhegenden Fall insbesondere der Bund, 
sollte geltende Gesetzesvorschriften nicht in der Weise in Frage stellen, 
daß bei der Vergabe von Bauleistungen der Wirtschaft vertragsrecht- 
hch untersagt wird, was ihr gleichzeitig jedoch öffenthch-rechtlich noch 
erlaubt wird. 

2. Die Schweiz ist im Gegensatz zur Bundesrepubhk Deutschland nicht 
Mitglied der EG und unterliegt somit nicht dem EWG-Vertrag. Ein Ein- 
satzverbot von Baustoffen im Rahmen von Ausschreibungen der öffent- 
lichen Hand, für die es in der Bundesrepubhk Deutschland kein gesetz- 
hches Verbot gibt und die in den Mitgliedstaaten der EG rechtmäßig 
hergestellt werden, könnte als unzulässige Handelsbeschränkung 
nach Artikel 36 EWG-Vertrag ausgelegt werden. 
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122. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung meine Beobachtung 
bestätigen, daß, vor allem seit Mitte des vergan- 
genen Jahres, die zeitlichen Abstände, in denen 
das Statistische Bundesamt die Ergebnisse im 
Rahmen der Bautätigkeitsstatistik zum jewei- 
ligen Berichtsmonat vorlegt, erheblich größer 
geworden sind, und sind der Bundesregierung 
Gründe für diese Entwicklung bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 17. September 1991 

Es trifft zu, daß die Bundesergebnisse der Bautätigkeitsstatistik seit Mitte 
vergangenen Jahres vom Statistischen Bundesamt mit Verzögerung ver- 
öffentlicht werden. 

Bei der Berichterstattung ist das Statistische Bundesamt von der termin- 
gerechten Zulieferung durch alle statistischen Landesämter und diese 
sind wiederum von der Belieferung durch die Bauaufsichtsbehörden 
abhängig. Nach Mitteüung des Statistischen Bundesamtes beträgt die 
Verzögerung bei der Lieferung durch die Landesämter zur Zeit etwa 
80 Arbeitstage gegenüber dem vereinbarten Solltermin. Ursache für die 
Verzögerung waren bzw. sind Schwierigkeiten im personellen Bereich in 
zwei Ländern, wobei in dem einen Land die Personalsituation im Landes- 
amt für Statistik, in dem anderen Land die in den Bauaufsichtsbehörden 
der Anlaß ist. In dem einen Fall wurden die Schwierigkeiten inzwischen 
behoben, im anderen Fall ist das Land dabei, dies durch Personalaufstok- 
kung zu tun. 


123. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
derzeitige Praxis des Statistischen Bundesamtes, 
über Baugenehmigungen und -fertigstellungen 
mit etwa halbjährlichem Abstand und zudem 
unter dem Vorbehalt „vorläufig" zu berichten, 
den an eine kontinuierliche und frühzeitige 
Berichterstattung zu stellenden Ansprüchen noch 
genügt und als Datengrundlage für erkennbare 
Entwicklungen im Bereich der Wohnungsversor- 
gung und darauf aufbauende politische Entschei- 
dungen von Nutzen sein kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 17. September 1991 

Die Bundesregierung ist sehr daran interessiert, daß bei der Bautätigkeits- 
statistik als einem besonders wichtigen Indikator für die Bau- und 
Konjunkturpolitik die vorgesehenen Berichtstermine eingehalten 
werden. Im Rahmen ihrer Möglichkeiten ist sie bemüht, darauf hinzu- 
wirken. 

Wegen der Verzögerung von Lieferungen ist das Statistische Bundesamt 
dazu übergegangen, im Bereich der Baugenehmigungen die nicht gelie- 
ferten Daten durch Schätzungen zu ersetzen und die Ergebnisse als vor- 
läufig zu bezeichnen. Bei den Baufertigstellungen werden für die einzel- 
nen Monate keine Schätzungen vorgenommen, weil hier rd. 50% der 
Fertigstellungen eines Jahres ohnehin erst im Monat Dezember in der 
Statistik ausgewiesen werden. 
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Nach Mitteilung des Statistischen Bundesamtes ist jedoch damit zu 
rechnen, daß auch in dem Land, in dem gegenwärtig noch Verzögerungen 
bei der Lieferung von Daten eintreten, diese Schwierigkeiten bald besei- 
tigt sein werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technoiogie 


124. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Wie beurteilt das Bundesministerium für For- 
schung und Technologie die Tatsache und wo 
sieht es die Ursachen dafür, daß die Universität 
Mannheim entsprechend der im BMFT-Förde- 
rungskatalog 1989 und 1990 veröffentlichten 
Angaben nur zweimal als Zahlungsempfänger 
bzw. Auftragnehmer genannt wird? 


125. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Wie beurteilt das Bundesministerium für For- 
schung und Technologie die Tatsache und wo 
sieht es die Ursachen dafür, daß das Klinikum 
Mannheim nur einen vergleichsweise geringen 
Zuschuß erhält, der sich entsprechend der Anga- 
ben im Förderungskatalog des BMFT von 1990 
gegenüber den Zuwendungen 1989 sogar weiter 
verringert hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 12. September 1991 


In der Zeit von 1974 bis 1990 hat der Bundesminister für Forschung und 
Technologie (BMFT) insgesamt sieben Vorhaben der Universität Mann- 
heim mit insgesamt 4,476 Mio. DM gefördert. Drei dieser Vorhaben stam- 
men aus den Jahren 1989 und 1990. 

Dem BMFT liegen derzeit weder weitere Anträge der Universität Mann- 
heim auf Förderung vor, über die noch zu entscheiden wäre, noch sind in 
der letzten Zeit Förderanträge abgelehnt oder nach Beratung von der 
Universität zurückgezogen worden. 

Am Klinikum Mannheim sind von 1982 bis 1989 zwei Vorhaben mit ins- 
gesamt rd. 252 000 DM gefördert worden. 

Dem BMFT fehlt die Grundlage für eine Beurteilung, warum sich die 
Universität Mannheim und das Klinikum der Stadt Mannheim nicht häufi- 
ger oder mit größerem Erfolg um Förderung von im Rahmen vom BMFT 
ausgeschriebener Forschungsförderprogramme förderbaren Arbeiten 
beworben haben. 
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Ihre Frage gibt mir Anlaß, daran zu erinnern, daß Aufgabe des Bundes 
nicht die Grund- oder Dauerfinanzierung von Forschungseinrichtungen 
der Hochschulen oder vergleichbarer Einrichtungen in kommunaler oder 
Landesträgerschaft ist. Der BMFT kann vielmehr im Interesse einer inter- 
national wettbewerbsfähigen Forschung und Entwicklung von überregio- 
naler Bedeutung nur zeitlich begrenzte Anschubförderungen auf zuvor 
thematisch klar identifizierten Schwerpunktfeldern und Schlüsselberei- 
chen übernehmen. Eine Bewerbung um Mittel aus Förderprogrammen 
des BMFT steht grundsätzlich Wissenschaftlern aus allen Regionen glei- 
chermaßen offen. Über Anträge wird aufgrund fachlicher und for- 
schungspolitischer Kriterien in einem einheitlichen Beurteilungsverfah- 
ren entschieden. 


126. Abgeordneter Wie sieht für 1990 und 1991 die Verteilung der 

Hans Georg Forschungsmittel des Bundes auf die einzelnen 

Wagner Bundesländer aus (prozentuale Verteilung)? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 18. September 1991 

Die regionale Verteilung der Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Entwicklung (FuE) läßt sich nur bezogen auf das Ist, nicht aber auf das Soll 
ermitteln. Die Erhebung der Daten des Bundes für 1990 ist leider noch 
nicht abgeschlossen. Ich bedaure, Ihnen daher die erwünschten Angaben 
für 1990 und 1991 noch nicht zur Verfügung stellen zu können. 

Für die Ausgaben des Bundesministeriums für Forschung und Technolo- 
gie liegen regionale Auswertungen für 1990 vor. Die nachstehende Über- 
sicht enthält die entsprechenden Angaben für 1990 und 1989. Die Tabelle 
wurde um die FuE-Ausgaben des Bundes nach Ländern für 1989 ergänzt. 
Eine Veröffentlichung der Daten für 1990 ist für das Frühjahr 1992 im 
Bundesbericht Forschung 1992 vorgesehen. 

Hinsichtlich der Besonderheiten der Daten der neuen Bundesländer 
erlaube ich mir, auf die zweite Fußnote der nachstehenden Tabelle hinzu- 
weisen. 

Tabelle hierzu auf Seite 70 
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Regionale Aufteilung* ) der FuE- Ausgaben des Bundes 


Land 

1989 

1990 

Bund 

darunter BMFT 

BMFT 

1000 DM 

% 

1000 DM 

% 

1000 DM 

% 

Baden-Württemberg 

2222024 

15,85 

1449270 

19,24 

1511520 

19,16 

Bayern 

3156630 

22,52 

1 047 756 

13,91 

1136070 

14,40 

Berlin 

813626 

5,80 

398119 

5,29 

404737 

5,13 

darunter Berlin (Ost) * *) 

- 

- 

- 

- 

1966 

0,02 

Brandenburg * * ) 

- 

- 

- 

- 

446 

0,01 

Bremen 

259943 

1,85 

171624 

2,28 

196581 

2,49 

Hamburg 

1013513 

7,23 

414 995 

5,51 

392489 

4,98 

Hessen 

717424 

5,12 

433487 

5,76 

462183 

5,86 

Mecklenburg- Vorpommern * *) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Niedersachsen 

1180207 

8,42 

504671 

6,70 

580636 

7,36 

Nordrhein-Westfalen 

2401435 

17,13 

1668895 

22,16 

1606561 

20,37 

Rheinland-Pfalz 

257670 

1,84 

95618 

1,27 

92803 

1,18 

Saarland 

71177 

0,51 

31027 

0,41 

30899 

0,39 

Sachsen**) 

- 

- 

- 

- 

704 

0,01 

Sachsen- Anhalt * * ) 

- 

- 

- 

- 

1 

0,00 

Schleswig-Holstein 

407829 

2,91 

192604 

2,56 

201243 

2,55 

Thüringen * * ) 


- 

- 

- 

66 

0,00 

Ausland 

1515584 

10,81 

1122971 

14,91 

1270447 

16,11 

Insgesamt 

14017050 

100,00 

7531037 

100,00 

7 887386 

100,00 


•) Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes ist in 
der Regel der Sitz der die Forschung und Entwicklung (FuE) ausführenden 
Stelle. Im FaU der Gemeinsamen Forschungsförderung durch Bund und Länder 
gemäß Rahmenvereinbarung Forschungsförderung wurden daher die 
FuE-Ausgaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedarf der geförderten Ein- 
richtungen bzw. Arbeitsstellen aufgeteilt. Bei den bundeseigenen Forschungs- 
einrichtungen wurden die FuE-Ausgaben auf den Hauptsitz und die ange- 
schlossenen Außen- bzw. Arbeitsstellen mit instifutionellem Charakter aufge- 
teilt. Regionale Auswirkungen von Unteraufträgen durch Weitergabe von 
Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg bheben bei der Regionaüsie- 
rung unberücksichtigt. 

* *) Das BMFT konnte zu Lasten des Bundeshaushalts erst ab dem 3. Okt. 1990 
Bewilligungen an Empfänger in den neuen Bundesländern ansprechen. Vor- 
haben zugunsten der neuen Bundesländer wurden vor diesem Zeitpunkt 
gegenüber Erstempfängern in den alten Bundesländern ausgesprochen und 
können deshalb nur so regionalisiert werden (insgesamt handelt es sich um 
62917 TDM). In den BMFT- Zahlen des Jahres 1990 sind nicht enthalten die 
Mittel des ehemaligen DDR-Ministeriums für Forschung und Technologie 
(MFT), die z. T. vom BMFT abgewickelt wurden (MFT- Ausgaben 2. Halbjahr 
1990 insgesamt 655823 TDM). 


Bonn, den 20. September 1991 
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